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auch wenn die Rückkehr zur gewohnten 
Normalität noch auf sich warten lässt, so 
darf man nach mehr als 8 Monaten Coro-
na-Politik eine erste Bilanz ziehen. 
Bisher ist Deutschland gesundheits-
politisch glimpflich durch die Pandemie 
gekommen, da unsere Krankenhäuser 
über genügend Kapazitäten verfügen 
und sich die meisten Bürger – oft mit 
deutscher Gründlichkeit – an die AHA-
Regel halten. Gleichzeitig sind CDU/
CSU in Umfragen erstarkt, die grünen 
Ideologien gebröckelt und die Populisten 
verblasst. 

Welche Lehren können wir daraus zie-
hen? Anders als im Frühjahr versucht man 
jetzt, einen bundesweiten Lockdown zu 
vermeiden. Flexiblere und zielgerichtete 
Maßnahmen auf regionaler und loka-
ler Ebene, mehr Tests, mehr Kontrollen, 
der bessere Schutz von Risikogruppen, 
all das braucht es, um die erreichte Teil-
normalität zu bewahren. Dies ist nötig, 
da große Teile der Wirtschaft durch die 
Corona-Krise schwer getroffen sind und 
manche Branchen auf Dauer schrumpfen 
werden. 

Zugleich müssen die großen Digitalisie
rungsdefizite gerade in kleineren Be-
trieben, aber auch in Schulen, ent-
schlossen angegangen werden. Dank 
Eigeninitiative ist hier in den letzten Mo-

naten schon einiges geschehen. Daran 
muss die Politik anknüpfen, statt zu be-
schönigen oder mit Verweis auf Daten-
schutz oder fehlende Mittel Lösungen 
weiter zu zerreden und so zu blockieren. 
Priorität für uns als MIT und Union muss 
sein, einen zweiten Lockdown zu ver-
meiden. Wirtschaftspolitisch sind noch 
höhere Schuldenberge ebenso wenig 
eine Lösung wie die faktisch vom Staat 
gewollte Insolvenzverschleppung. Es 
droht die Zombifizierung unserer Wirt-
schaft. Jetzt schon bankrotte Unter-
nehmen werden bald eigentlich noch ge-
sunde Geschäftspartner in den Abgrund 
reißen. 

Andererseits darf bei dem Kampf gegen 
Corona staatliche Überregulierung nicht 
ganze Branchen lahmlegen, wie das zeit-
weise bei den Schaustellern der Fall war. 
Mit angepassten Hygienekonzepten und 
räumlichem Auseinanderziehen können 
Weihnachtsmärkte teilweise stattfinden 
oder dank Heizpilzen die Außengastro-
nomie länger offenbleiben. Pragmatis-
mus, Vorsicht und Realitätssinn sind 
Gebot der Stunde. Auch in der Auto-
mobilbranche und bei der Klimapolitik 
muss gelten: technologieoffen bleiben, 
die effizientesten Lösungen finden und 
dabei global denken. Es besteht keine 
Notwendigkeit, den Verbrennungs-
motor und damit den Automobilstandort 

Deutschland totzureden, wenn er in Zu-
kunft mit synthetischem Kraftstoff funk-
tionieren kann. 

Gerade in den Medien bestimmen links-
radikale Ideen immer mehr die Debat-
ten um Klimawandel, Diskriminierung 
bzw. Rassismus oder schlicht die Wirt-
schaftspolitik. Und immer heißt dabei 
die „Lösung“ mehr Staat und weniger 
oder gar kein Markt. Nicht nur Rot-
Rot-Grün folgen hier. Deshalb muss die 
Union endlich Farbe bekennen, denn 
nur mit positivem Framing oder mehr 
vom Gleichen können CDU/CSU poli-
tische Auseinandersetzungen nicht ge-
winnen. Es braucht dafür Führung und 
die besseren Argumente. Beides kann 
nur Friedrich Merz als neuer Bundes-
vorsitzender liefern und so der Sozialen 
Marktwirtschaft wieder eine kraftvolle 
Stimme geben! Hoffen wir, dass ihn 
nicht nur die Mehrheit der CDU-Mit-
glieder unterstützt, sondern auch der 
Bundesparteitag. 

Mit freundliche Grüßen     

Ihre Inka Sarnow
Stellvertretende Landesvorsitzende

Inka Sarnow

Vorwort

Liebe Mittelständlerinnen, liebe Mittelständler,  
liebe Leserinnen und liebe Leser, 
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Schwerpunkt

Klimaaufhellung im Mittelstand hält an

• Mittelständisches Geschäftsklima steigt zum fünften Mal in Folge
• Lageurteile spürbar positiver, Erwartungen jedoch nur wenig besser
• Vergleichbares Stimmungsplus in Großunternehmen
• Neuinfektionszahlen wachsende Hürde für weitere Konjunkturerholung

KfW-ifo-Geschäftsklima KfW-ifo-Klimakomponenten

Quelle: KfW Research, ifo Institut Quelle: KfW Research, ifo Institut

Hinweis: Dieses Papier gibt die Meinung des Autors wieder und repräsentiert nicht notwendigerweise die Position der KfW. 

1. Oktober 2020 

Autor: Dr. Klaus Borger, Telefon 069 7431-2455, klaus.borger@kfw.de 
Pressekontakt: Christine Volk, Telefon 069 7431-3867, christine.volk@kfw.de 

‒ Mittelständisches Geschäftsklima steigt zum fünften Mal in Folge 

‒ Lageurteile spürbar positiver, Erwartungen jedoch nur wenig besser   

‒ Vergleichbares Stimmungsplus in Großunternehmen  

‒ Neuinfektionszahlen wachsende Hürde für weitere Konjunkturerholung  

Quelle: KfW Research, ifo Institut 

Mittelständisches Geschäftsklima Signal der Beruhigung  
Eine zweite Welle von Corona-Neuinfektionen baut sich in 
Europa auf und nimmt in einigen Nachbarländern bereits be-
denkliche Ausmaße an – eine Gefahr für die wirtschaftliche 
Erholung. Vor diesem Hintergrund sendet der inzwischen 
fünfte Anstieg des Geschäftsklimas im deutschen Mittelstand 
ein Signal der Beruhigung, auch wenn das Vorkrisenniveau 
noch immer ein gutes Stück entfernt bleibt. Getragen wird die 
jüngste Verbesserung um 3,1 Zähler auf -6,8 Saldenpunkte 
von beiden Teilkomponenten des Geschäftsklimaindikators, 
wenngleich unterschiedlich stark:   

‒ Die Geschäftserwartungen steigen um moderate 1,8 Zäh-
ler auf -3,4 Saldenpunkte. Damit bleibt der Blick auf die 
kommenden 6 Monate trotz Aufhellung schlechter als im 
langfristigen Durchschnitt, für den die Nulllinie steht. Das 
ist verständlich; mit dem zunächst kräftigen, nun aber zu-
sehends abebbenden Aufholwachstum nach dem Ende 
des Lockdowns ist der leichte Teil der Erholung vorbei.  

‒ Die Geschäftslageurteile setzen den deutlichen Aufwärts-
trend der Vormonate fort und verbessern sich um 4,2 Zäh-
ler auf -10,6 Saldenpunkte. Im Mittel von Juli bis Septem-
ber ziehen sie um historisch einmalige 15,4 Zähler gegen-
über der Vorperiode an und bekräftigen so die Aussicht auf 
ein Rekordwachstum im dritten Quartal.  

Stimmung in Großunternehmen auf 15-Monatshoch 
In den Großunternehmen legt die Stimmung im September in 
ähnlichem Ausmaß zu wie im Mittelstand, ihr Geschäftsklima 
steigt um 3,2 Zähler auf -5,6 Saldenpunkte. Gemessen am 
Niveau des Geschäftsklimas behaupten die Großunterneh-
men damit ihren seit dem Vormonat bestehenden kleinen 
Vorsprung gegenüber dem Mittelstand, nachdem sie zuvor 
lange Zeit zum Teil deutlich schlechter gestimmt waren. Be-
reits vor der Corona-Krise bekamen die großen international 
operierenden Unternehmen die vor allem von den USA aus-
gehenden zunehmenden Spannungen in den globalen Han-
delsbeziehungen und andere Unwägbarkeiten wie den Brexit 
besonders zu spüren. Angesichts der lange sehr gedämpften 
Stimmung in den großen Unternehmen genügte der jüngste 
Anstieg nun, um deren Geschäftsklima nicht nur über das 
Vorkrisenniveau, sondern auf den höchsten Stand seit 
15 Monaten zu heben. Ausschlaggebend hierfür sind aller-
dings allein die inzwischen auffällig optimistischen Erwartun-
gen – sie verbessern sich um 0,2 Zähler auf 11,9 Salden-
punkte –, während die Lageurteile trotz eines weiteren deut-
lichen Zuwachses von 5,9 Zählern auf jetzt -23,3 Salden-
punkte noch immer gut 20 Zähler schlechter ausfallen als am 
Jahresanfang vor Beginn der Corona-Krise. Damit bleibt die 
Referenz für die Erwartungsbildung einerseits zwar beschei-
den, andererseits steigt mit den hohen Erwartungen aber 
auch das Enttäuschungsrisiko.  
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KfW-ifo-Geschäftsklima 

Großunternehmen

Mittelstand

KfW Research 
KfW-ifo-Mittelstandsbarometer: September 2020

 Klimaaufhellung im Mittelstand hält an 

Hinweis: Dieses Papier gibt die Meinung des Autors wieder und repräsentiert nicht notwendigerweise die Position der KfW. 

1. Oktober 2020 

Autor: Dr. Klaus Borger, Telefon 069 7431-2455, klaus.borger@kfw.de 
Pressekontakt: Christine Volk, Telefon 069 7431-3867, christine.volk@kfw.de 

‒ Mittelständisches Geschäftsklima steigt zum fünften Mal in Folge 

‒ Lageurteile spürbar positiver, Erwartungen jedoch nur wenig besser   

‒ Vergleichbares Stimmungsplus in Großunternehmen  

‒ Neuinfektionszahlen wachsende Hürde für weitere Konjunkturerholung  

Quelle: KfW Research, ifo Institut 

Mittelständisches Geschäftsklima Signal der Beruhigung  
Eine zweite Welle von Corona-Neuinfektionen baut sich in 
Europa auf und nimmt in einigen Nachbarländern bereits be-
denkliche Ausmaße an – eine Gefahr für die wirtschaftliche 
Erholung. Vor diesem Hintergrund sendet der inzwischen 
fünfte Anstieg des Geschäftsklimas im deutschen Mittelstand 
ein Signal der Beruhigung, auch wenn das Vorkrisenniveau 
noch immer ein gutes Stück entfernt bleibt. Getragen wird die 
jüngste Verbesserung um 3,1 Zähler auf -6,8 Saldenpunkte 
von beiden Teilkomponenten des Geschäftsklimaindikators, 
wenngleich unterschiedlich stark:   

‒ Die Geschäftserwartungen steigen um moderate 1,8 Zäh-
ler auf -3,4 Saldenpunkte. Damit bleibt der Blick auf die 
kommenden 6 Monate trotz Aufhellung schlechter als im 
langfristigen Durchschnitt, für den die Nulllinie steht. Das 
ist verständlich; mit dem zunächst kräftigen, nun aber zu-
sehends abebbenden Aufholwachstum nach dem Ende 
des Lockdowns ist der leichte Teil der Erholung vorbei.  

‒ Die Geschäftslageurteile setzen den deutlichen Aufwärts-
trend der Vormonate fort und verbessern sich um 4,2 Zäh-
ler auf -10,6 Saldenpunkte. Im Mittel von Juli bis Septem-
ber ziehen sie um historisch einmalige 15,4 Zähler gegen-
über der Vorperiode an und bekräftigen so die Aussicht auf 
ein Rekordwachstum im dritten Quartal.  

Stimmung in Großunternehmen auf 15-Monatshoch 
In den Großunternehmen legt die Stimmung im September in 
ähnlichem Ausmaß zu wie im Mittelstand, ihr Geschäftsklima 
steigt um 3,2 Zähler auf -5,6 Saldenpunkte. Gemessen am 
Niveau des Geschäftsklimas behaupten die Großunterneh-
men damit ihren seit dem Vormonat bestehenden kleinen 
Vorsprung gegenüber dem Mittelstand, nachdem sie zuvor 
lange Zeit zum Teil deutlich schlechter gestimmt waren. Be-
reits vor der Corona-Krise bekamen die großen international 
operierenden Unternehmen die vor allem von den USA aus-
gehenden zunehmenden Spannungen in den globalen Han-
delsbeziehungen und andere Unwägbarkeiten wie den Brexit 
besonders zu spüren. Angesichts der lange sehr gedämpften 
Stimmung in den großen Unternehmen genügte der jüngste 
Anstieg nun, um deren Geschäftsklima nicht nur über das 
Vorkrisenniveau, sondern auf den höchsten Stand seit 
15 Monaten zu heben. Ausschlaggebend hierfür sind aller-
dings allein die inzwischen auffällig optimistischen Erwartun-
gen – sie verbessern sich um 0,2 Zähler auf 11,9 Salden-
punkte –, während die Lageurteile trotz eines weiteren deut-
lichen Zuwachses von 5,9 Zählern auf jetzt -23,3 Salden-
punkte noch immer gut 20 Zähler schlechter ausfallen als am 
Jahresanfang vor Beginn der Corona-Krise. Damit bleibt die 
Referenz für die Erwartungsbildung einerseits zwar beschei-
den, andererseits steigt mit den hohen Erwartungen aber 
auch das Enttäuschungsrisiko.  
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KfW-ifo-Geschäftsklima 

Großunternehmen

Mittelstand

KfW Research 
KfW-ifo-Mittelstandsbarometer: September 2020

 Klimaaufhellung im Mittelstand hält an 

Mittelständisches Geschäftsklima Signal der Beruhigung
Eine zweite Welle von Corona-Neuinfektionen baut sich in Euro-
pa auf und nimmt in einigen Nachbarländern bereits bedenk-
lich Ausmaße an – eine Gefahr für die wirtschaftliche Erholung. 
Vor diesem Hintergrund sendet der inzwischen fünfte Anstieg 
des Geschäftsklimas im deutschen Mittelstand ein Signal der 
Beruhigung, auch wenn das Vorkrisenniveau noch immer ein 
gutes Stück entfernt bleibt. Getragen wird die jüngste Ver-
besserung um 3,1 Zähler auf -6,8 Saldenpunkte von beiden Teil-
komponenten des Geschäftsklimaindikators, wenngleich unter-
schiedlich stark:

•	 Die Geschäftserwartungen steigen um moderate 1,8 Zähler 
auf -3,4 Saldenpunkte. Damit bleibt der Blick auf die kommen-
den 6 Monate trotz Aufhellung schlechter als im langfristigen 
Durchschnitt, für den die Nulllinie steht. Das ist verständlich; 
mit dem zunächst kräftigen, nun aber zusehends abebbenden 
Aufholwachstum nach dem Ende des Lockdown ist der leichte 
Teil der Erholung vorbei.

•	 Die Geschäftslageurteile setzen den deutlichen Aufwärts-
trend der Vormonate fort und verbessern sich um 4,2 Zäh-
ler auf -10,6 Saldenpunkte. Im Mittel von Juli bis September 
ziehen sie um historisch einmalige 15,4 Zähler gegenüber der 
Vorperiode an und bekräftigen so die Aussicht auf ein Rekord-
wachstum im dritten Quartal.

Stimmung in Großunternehmen auf 15-Monatshoch
In den Großunternehmen legt die Stimmung im September in 
ähnlichem Ausmaß zu wie im Mittelstand, ihr Geschäftsklima 
steigt um 3,2 Zähler auf -5,6 Saldenpunkte. Gemessen am 
Niveau des Geschäftsklimas behaupten die Großunternehmen 
damit ihren seit dem Vormonat bestehenden kleinen Vorsprung 
gegenüber dem Mittelstand, nachdem sie zuvor lange Zeit zum 
Teil deutlich schlechter gestimmt waren. Bereits vor der Coro-
na-Krise bekamen die großen international operierenden Unter-
nehmen die vor allem von den USA ausgehenden zunehmenden 
Spannungen in den globalen Handelsbeziehungen und andere 
Unwägbarkeiten wie den Brexit besonders zu spüren. Ange-
sichts der lange sehr gedämpften Stimmung in den großen 
Unternehmen genügte der jüngste Anstieg nun, um deren Ge-
schäftsklima nicht nur über das Vorkrisenniveau, sondern auf 
den höchsten Stand seit 15 Monaten zu heben. Ausschlag-
gebend hierfür sind allerdings allein die inzwischen auffällig 
optimistischen Erwartungen – sie verbessern sich um 0,2 Zähler 
auf 11,9 Saldenpunkte –, während die Lageurteile trotz eines 
weiteren deutlichen Zuwachses von 5,9 Zählern auf jetzt -23,3 
Saldenpunkte noch immer gut 20 Zähler schlechter ausfallen als 
am Jahresanfang vor Beginn der Corona-Krise. Damit bleibt die
Referenz für die Erwartungsbildung einerseits zwar bescheiden,
andererseits steigt mit den hohen Erwartungen aber auch das 
Enttäuschungsrisiko.
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Industrie arbeitet sich aus dem Keller
Hoffnung auf eine deutliche Erholung, jedoch ausgehend 
von einer sehr schlechten Lage – ein solches Grundmuster 
zeigt sich besonders pointiert in der Industrie und teils auch 
im Großhandel, also denjenigen Branchen mit einer sehr 
engen Einbindung in den internationalen Handel und in die 
grenzüberschreitenden Wertschöpfungsketten. Die Konjunktur-
erholung insbesondere in China als wichtigem Handelspartner 
dürfte sich hier positiv bemerkbar machen. Im Großhandel fällt 
die Klimaaufhellung vor allem bei den großen Unternehmen 
dieses Wirtschaftsbereichs ausgesprochen deutlich aus (+9,7 
Zähler auf -5,1 Saldenpunkte). Die in den vergangenen Mo-
naten weit abgeschlagene Industrie arbeitet sich in beiden 
Größenklassen aus dem Keller: Im industriellen Mittelstand ver-
bessert sich das Geschäftsklima um kräftige 6,0 Zähler auf -10,7 
Saldenpunkte, in der Großindustrie ist der Anstieg ähnlich stark 
(+5,6 Zähler auf -10,0 Saldenpunkte), begleitet von einer deut-
lichen Aufhellung der Exporterwartungen. Damit verweist die 
Industrie die kleinen und mittleren Unternehmen des Dienst-
leistungssektors, wo die Klimaverbesserung fast zum Still-
stand gekommen ist, mit nun -11,4 Saldenpunkten (+0,9 Zähler 
gegenüber August) auf den letzten Platz der Stimmungstabelle. 
Die Furcht vor den steigenden Neuinfektionen spiegelt sich 
hierin wohl ganz besonders wider. Denn die sehr heterogenen 
Dienstleistungen enthalten viele, vor allem kleinere Unter-
nehmen aus ohnehin angeschlagenen Branchen wie Gastro-
nomie und Unterhaltung, die von erneuten Einschränkungen 
zumindest auf regionaler Ebene stark betroffen wären. Über-
durchschnittlich gut und am besten im Branchenvergleich 
bleibt die Stimmung in den mittelständischen Unternehmen des 
Einzelhandels (-0,1 Zähler auf 8,3 Saldenpunkte) und vor allem 
des Baugewerbes (+4,7 Zähler auf 13,0 Saldenpunkte). 

Der schwierige Teil der Konjunkturerholung beginnt
Mit der anhaltenden Stimmungsaufhellung im September 
hält das aktuelle KfW-ifo-Mittelstandsbarometer ohne Zwei-
fel gute Nachrichten bereit, die allzu große Sorgen vor einem 
konjunkturellen Rückschlag zerstreuen sollten. Dennoch: Die 
wieder spürbar steigende Zahl an Corona-Neuinfektionen wird 
zu einer wachsenden Hürde für die Konjunktur am Anfang der 
kalten Jahreszeit. Noch kann sie übersprungen werden, doch 
der schwierige Teil der Erholung beginnt. Die gesundheits- 
wie auch die wirtschaftspolitischen Anstrengungen müssen 
jetzt darauf fokussieren, dass die konjunkturelle Besserung 
auch nach dem zu erwartenden Rekordwachstum des Brutto-
inlandsprodukts im dritten Quartal noch in befriedigendem 
Tempo weitergeht. Die deutsche Bevölkerung hat es zu einem 
Gutteil selbst in der Hand, mit Vernunft, Rücksicht und dem 
konsequenten Einhalten der Infektionsschutzregeln erneute 
großflächige Lockdowns zu vermeiden. Zunehmende Sorgen 
bereitet hingegen das Infektionsgeschehen in vielen anderen 
wichtigen Ländern rund um den Globus – gerade mit Blick auf 
die hiesige Exportwirtschaft und ihren Schwerpunkt auf zykli-
schen Investitionsgütern. Denn die Unsicherheit bleibt enorm 
hoch und belastet die Investitionstätigkeit von Unternehmen 
im In- und Ausland. Alles in allem gehen wir davon aus, dass das 
deutsche Bruttoinlandsprodukt wegen des historischen Ein-
bruchs in den ersten beiden Quartalen im Gesamtjahr 2020 um 
rund 6 % schrumpft und im nächsten Jahr um rund 5 % wächst. 
Erst Ende 2021 dürfte das Vorkrisenniveau vom vierten Quar-
tal 2019 wieder erreicht werden. Eine starke zweite Infektions-
welle bleibt die größte Gefahr für die Konjunktur, aber auch die 
Möglichkeit eines wirtschaftlich harten Brexit zum kommenden 
Jahreswechsel und die US-Handelskonflikte müssen als Risiken 
im Auge behalten werden.

Dr. Klaus Borger,

klaus.borger@kfw.de,

www.kfw.de  

Schwerpunkt

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE. 
FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung und 
Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.de
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Schwerpunkt

Zur Konstruktion und Interpretation des KfW-ifo-Mittelstandsbarometers

Die Indikatorfamilie KfW-ifo-Mittel-
standsbarometer basiert auf einer 
größenklassenbezogenen Auswertung 
der ifo-Konjunkturumfragen, aus denen 
unter anderem der bekannte ifo-Ge-
schäftsklimaindex berechnet wird. Hier-
zu werden monatlich rund 9.000 Unter-
nehmen aus den Wirtschaftsbereichen 
Verarbeitendes Gewerbe, Bauhaupt-
gewerbe, Großhandel, Einzelhandel 
sowie Dienstleistungen (ohne Kredit-
gewerbe, Versicherungen und Staat) zu 
ihrer wirtschaftlichen Situation befragt, 
darunter rund 7.500 Mittelständler. 
Dabei zählen grundsätzlich diejenigen 
Unternehmen zu den Mittelständlern, 
die nicht mehr als 500 Beschäftigte 
haben und maximal 50 Mio. Euro Jahres-

umsatz erzielen. Zur Erhöhung der ana-
lytischen Trennschärfe müssen diese 
quantitativen Abgrenzungen allerdings 
beim Einzelhandel (maximal 12,5 Mio. 
Euro Jahresumsatz), beim Bauhaupt-
gewerbe (bis zu 200 Beschäftigte) und 
bei den Dienstleistungen (maximal 
25 Mio. Euro Jahresumsatz) enger ge-
zogen werden. Alle Unternehmen, die 
mindestens einen dieser Grenzwerte 
überschreiten, werden als Großunter-
nehmen klassifiziert. Berichtet werden 
der Saldo der Beurteilung der aktuel-
len Geschäftslage (Prozentanteil der 
Gutmeldungen abzüglich des Pro-
zentanteils der Schlechtmeldungen), 
der analog ermittelte Saldo der Ge-
schäftserwartungen für die kommen-

den sechs Monate sowie das hieraus 
als Mittelwert errechnete Geschäfts-
klima. Zudem werden, ebenfalls als 
Saldengrößen, die Beschäftigungs-
erwartungen, die inländischen Absatz-
preiserwartungen sowie – ausschließ-
lich für das Verarbeitende Gewerbe 
– die Exporterwartungen jeweils für 
die kommenden drei Monate nach-
gewiesen. Sämtliche Zeitreihen sind 
saison- und mittelwertbereinigt. Die 
Nulllinie markiert somit den „kon-
junkturneutralen“ langfristigen Durch-
schnitt seit Januar 2005. Indikatorwerte 
größer (kleiner) Null weisen auf eine 
überdurchschnittliche bzw. positive 
(unterdurchschnittliche bzw. negative) 
Konjunktursituation hin.

KfW-ifo-Mittelstandsbarometer in ZahlenKfW Research 
KfW-ifo-Mittelstandsbarometer: September 2020 

Seite 3 

KfW-ifo-Mittelstandsbarometer in Zahlen 

Quelle: KfW Research, ifo Institut 

Erläuterungen und Abkürzungen: 

*Saison- und mittelwertbereinigt, d. h. langfristiger Durchschnitt seit Januar 2005 gleich Null. 

K(leine und) M(ittlere) U(nternehmen). 

G(roße) U(nternehmen). 

(Veränderung des aktuellen Monats gegenüber dem) V(or)m(onat). 

(Veränderung des aktuellen Monats gegenüber dem) V(or)j(ahresmonat). 

(Veränderung des Durchschnitts in der aktuellen) 3-M(onatsperiode gegenüber der vorangegangenen). 

Abweichungen zu vorherigen Veröffentlichungen sind aufgrund von Saison- und Mittelwertbereinigung sowie rundungsbedingt möglich. Das KfW-ifo-Mittelstandsbarometer wurde zum Be-
richtsmonat April 2018 konzeptionell grundlegend reformiert (neues Aggregationsverfahren, Integration Dienstleistungen, Start der Zeitreihen nun 2005 statt 1991, Berücksichtigung Exporter-
wartungen, Einstellung Regionalindikatoren West- und Ostdeutschland). Veröffentlichungen vor und ab April 2018 sind deswegen nur eingeschränkt miteinander vergleichbar. 

Zur Konstruktion und Interpretation des KfW-ifo-Mittelstandsbarometers 
Die Indikatorfamilie KfW-ifo-Mittelstandsbarometer basiert auf einer größenklassenbezogenen Auswertung der ifo Konjunk-
turumfragen, aus denen unter anderem der bekannte ifo Geschäftsklimaindex berechnet wird. Hierzu werden monatlich 
rund 9.000 Unternehmen aus den Wirtschaftsbereichen Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Großhandel, Einzel-
handel sowie Dienstleistungen (ohne Kreditgewerbe, Versicherungen und Staat) zu ihrer wirtschaftlichen Situation befragt, 
darunter rund 7.500 Mittelständler. Dabei zählen grundsätzlich diejenigen Unternehmen zu den Mittelständlern, die nicht 
mehr als 500 Beschäftigte haben und maximal 50 Mio. EUR Jahresumsatz erzielen. Zur Erhöhung der analytischen Trenn-
schärfe müssen diese quantitativen Abgrenzungen allerdings beim Einzelhandel (maximal 12,5 Mio. EUR Jahresumsatz), 
beim Bauhauptgewerbe (bis zu 200 Beschäftigte) und bei den Dienstleistungen (maximal 25 Mio. EUR Jahresumsatz) enger 
gezogen werden. Alle Unternehmen, die mindestens einen dieser Grenzwerte überschreiten, werden als Großunternehmen 
klassifiziert. Berichtet werden der Saldo der Beurteilung der aktuellen Geschäftslage (Prozentanteil der Gutmeldungen ab-
züglich des Prozentanteils der Schlechtmeldungen), der analog ermittelte Saldo der Geschäftserwartungen für die kom-
menden sechs Monate sowie das hieraus als Mittelwert errechnete Geschäftsklima. Zudem werden, ebenfalls als Salden-
größen, die Beschäftigungserwartungen, die inländischen Absatzpreiserwartungen, sowie – ausschließlich für das Verarbei-
tende Gewerbe – die Exporterwartungen jeweils für die kommenden drei Monate nachgewiesen. Sämtliche Zeitreihen sind 
saison- und mittelwertbereinigt. Die Nulllinie markiert somit den „konjunkturneutralen“ langfristigen Durchschnitt seit Januar 
2005. Indikatorwerte größer (kleiner) Null weisen auf eine überdurchschnittliche bzw. positive (unterdurchschnittliche bzw. 
negative) Konjunktursituation hin. 

Sep/19 Apr/20 Mai/20 Jun/20 Jul/20 Aug/20 Sep/20 Vm. Vj. 3-M.
Geschäftsklima

Verarbeitendes Gew erbe KMU -14,0 -45,9 -40,3 -28,1 -18,1 -16,7 -10,7 6,0 3,3 22,9
GU -21,4 -59,7 -50,3 -38,5 -25,3 -15,6 -10,0 5,6 11,4 32,5

Bauhauptgew erbe KMU 27,5 -8,9 -3,4 2,3 6,3 8,3 13,0 4,7 -14,5 12,5
GU 22,8 -23,6 -19,3 -16,6 -10,1 -10,4 -5,7 4,7 -28,5 11,1

Einzelhandel KMU 8,3 -43,4 -21,7 -1,1 8,7 8,4 8,3 -0,1 0,0 30,5
GU -0,6 -53,0 -27,1 -13,2 -8,2 8,5 -2,1 -10,6 -1,5 30,5

Großhandel KMU -10,2 -55,6 -37,3 -28,3 -15,6 -11,7 -10,3 1,4 -0,1 27,9
GU -16,2 -47,1 -30,4 -22,7 -13,0 -14,8 -5,1 9,7 11,1 22,4

Dienstleistungen KMU 5,1 -52,9 -38,2 -23,1 -15,6 -12,3 -11,4 0,9 -16,5 25,0
GU -5,5 -46,4 -38,0 -18,3 -10,0 -2,5 -2,5 0,0 3,0 29,2

Deutschland KMU 0,8 -44,4 -34,4 -20,5 -12,5 -9,9 -6,8 3,1 -7,6 23,4
GU -12,5 -53,5 -42,2 -26,3 -16,9 -8,8 -5,6 3,2 6,9 30,2

Lage KMU 12,7 -31,2 -33,0 -26,5 -19,1 -14,8 -10,6 4,2 -23,3 15,4
GU -8,0 -48,6 -52,9 -48,7 -40,4 -29,2 -23,3 5,9 -15,3 19,1

Erw artungen KMU -10,2 -56,1 -35,9 -14,8 -6,2 -5,2 -3,4 1,8 6,8 30,7
GU -16,8 -58,0 -32,0 -3,4 7,2 11,7 11,9 0,2 28,7 41,4

Beschäftigungserwartungen KMU 1,2 -24,3 -16,9 -10,8 -8,5 -5,5 -2,0 3,5 -3,2 12,0

GU -2,7 -26,9 -26,1 -19,2 -18,3 -12,8 -10,8 2,0 -8,1 10,1
Absatzpreiserwartungen KMU 1,6 -13,6 -12,0 -8,5 -3,9 -2,9 -2,4 0,5 -4,0 8,3

GU 0,4 -15,7 -15,4 -12,2 -8,9 -4,9 -2,7 2,2 -3,1 8,9
Exporterwartungen des KMU -14,2 -56,9 -40,7 -19,9 -15,2 -14,7 -9,4 5,3 4,8 26,1
Verarbeitenden Gewerbes GU -19,2 -60,1 -30,2 -4,5 11,9 5,2 11,8 6,6 31,0 41,2

Monat/Jahr
Saldo [Prozentpunkte]*

Quelle: KfW Research, ifo Institut

Erläuterungen und Abkürzungen: 
*Saison- und mittelwertbereinigt, d. h. langfristiger Durchschnitt seit Januar 2005 gleich Null. 
K(leine und) M(ittlere) U(nternehmen). 
G(roße) U(nternehmen). 
(Veränderung des aktuellen Monats gegenüber dem) V(or)m(onat).
(Veränderung des aktuellen Monats gegenüber dem) V(or)j(ahresmonat).

(Veränderung des Durchschnitts in der aktuellen) 3-M(onatsperiode gegenüber der vorangegangenen). 
Abweichungen zu vorherigen Veröffentlichungen sind aufgrund von Saison- und Mittelwertbereinigung 
sowie rundungsbedingt möglich. Das KfW-ifo-Mittelstandsbarometer wurde zum Berichtsmonat 
April 2018 konzeptionell grundlegend reformiert (neues Aggregationsverfahren, Integration Dienst-
leistungen, Start der Zeitreihen nun 2005 statt 1991, Berücksichtigung Exporterwartungen,
Einstellung Regionalindikatoren West- und Ostdeutschland). Veröffentlichungen vor und ab April 2018 
sind deswegen nur eingeschränkt miteinander vergleichbar. 
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Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL

Die Talsohle 
ist durch-
schritten

Die wirtschaftlichen Folgewirkungen 
der Corona-Pandemie sind für viele 
Unternehmen nach wie vor existenz-
bedrohend. Deshalb ist es das Ziel der 
Landesregierung, die wirtschaftliche 
Stärke Baden-Württembergs über die 
Krise hinaus zu sichern und weiter aus-
zubauen. Mit Hochdruck wird auf Lan-
des- sowie auf Bundesebene an ver-
schiedenen Maßnahmen und Konzepten 
gearbeitet, um die Wirtschaft bestmög-
lich durch die Krise zu bringen – und zwar 
über alle Branchen hinweg. 
Innerhalb kürzester Zeit haben wir etab-
lierte Förderangebote an die veränderten 
Bedarfe angepasst und eine Vielzahl 
an branchenübergreifenden Hilfen auf 
den Weg gebracht. So haben wir mit der 
Soforthilfe Corona ein unbürokratisches 
Notfallprogramm geschaffen, um die 
Existenz von Selbstständigen und klei-
nen Unternehmen zu sichern, die in die-
ser wirtschaftlichen Ausnahmesituation 
akute krisenbedingte Liquiditätseng-
pässe erlitten. Von Ende März bis Ende 
Mai konnten im Land so rund 245.000 
Unternehmen mit einem Gesamt-
volumen von gut 2,2 Milliarden Euro 
unterstützt werden. 
Doch die Krise ist noch nicht vorbei. Das 
Ausmaß der wirtschaftlichen Folgen der 
Pandemie führt dazu, dass insbesondere 
die hart betroffenen Branchen weiter-
hin zu niedrige Umsätze und damit zu 
geringe Einnahmen haben, um die lau-
fenden Kosten finanzieren zu können. 
Als Nachfolgeprogramm für die Sofort-
hilfe wurde daher Anfang Juli 2020 die 
Überbrückungshilfe aufgelegt. Bis Ende 
September konnten in Baden-Württem-
berg bereits über 9.000 Unternehmen 
mit mehr als 120 Millionen Euro im 
Rahmen der Überbrückungshilfe unter-
stützt werden.
Die Verlängerung der Überbrückungs-
hilfe bis Ende des Jahres war ein wich-

tiger Schritt, für den wir uns in Ba-
den-Württemberg intensiv eingesetzt 
haben. Zusätzlich wurde das Programm 
ausgeweitet. Viele Betriebe, die vorher 
trotz erheblicher Einbußen keine Über-
brückungshilfe erhalten haben, werden 
jetzt berücksichtigt.
Insbesondere das Hotel- und Gast-
stättengewerbe hat unter den Betriebs-
schließungen gelitten. Viele Betriebe 
sind in ihrem Geschäftsbetrieb coro-
nabedingt auch weiterhin stark ein-
geschränkt. Mit einer branchenspezi-
fischen Stabilisierungshilfe haben wir auf 
eine drohende Insolvenzwelle reagiert. 
Bis Ende September wurden bereits etwa 
5.300 Anträge mit einem Volumen von 
rund 119 Millionen Euro gestellt. Um 
die Unternehmen nach Ende der Außen-
gastronomie- und Feriensaison weiter 

unterstützen zu können, wurde auch 
diese Hilfe ausgeweitet und der Förder-
zeitraum bis Ende des Jahres verlängert. 
Bei all diesen Programmen haben wir 
uns dafür entschieden, einen fiktiven 
Unternehmerlohn in Höhe von bis zu 
1.180 Euro pro Monat zu berücksichtigen 
und auszuzahlen. Weil diese Kosten bei 
den Bundesprogrammen explizit aus-
geschlossen werden, schließen wir hier 
mit Landesmitteln eine wichtige Förder-
lücke mit Blick auf Soloselbständige und 
kleine Unternehmen.
Die Beschränkungen von Großveran-
staltungen bis Ende 2020 treffen viele 
Unternehmen im Schaustellergewebe, 
selbständige Marktkaufleute, mittel-
ständische Unternehmen in der Veran-
staltungs- und Eventbranche sowie im 
Taxi- und Mietwagengewerbe weiterhin 

Kolumbusstr. 13 · 71063 Sindelfi ngen
Telefon: 07031 81 70 8 - 0
info@derichsweiler.com
www.derichsweiler.com

Schwerpunkt

Ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL bei der Firma Aicher Präzisionstechnik in Königsheim 
im Rahmen der Sommerreise „Corona und Transformation: Wie sich die Automobil- und Zuliefererbranche 
den vielfältigen Herausforderungen stellt“ 
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schwer. Um auch hier einer Insolvenz-
gefahr vorzubeugen, unterstützen wir 
Unternehmen aus diesen Branchen er-
gänzend mit einem direkten Zuschuss zu 
den Tilgungsraten für Kredite. 
Start-ups und kleine Unternehmen ste-
hen indes vor ganz anderen Heraus-
forderungen: Durch die Corona-Pan-
demie agieren institutionelle Anleger 
aufgrund des erhöhten Risikos noch 
zurückhaltender als zuvor. Mit dem neu 
gestarteten Programm „Start-up BW 
Pro-Tect“ unterstützen wir sie bei der 
Liquiditätssicherung bis zur nächsten 
Finanzierungsrunde. Dafür stehen uns 25 
Millionen Euro zur Verfügung. 
Darüber hinaus haben wir gemeinsam 
mit der L-Bank und der Mittelständi
schen Beteiligungsgesellschaft ein wei-
teres Förderangebot – das Mezzanine- 
Beteiligungsprogramm – gestartet. Mit 
dem Angebot können vor allem Start-ups 
und mittelständische Unternehmen mit 
Mezzanine-Kapital (insbesondere stille 
Beteiligungen und Nachrangdarlehen) 
und direkten Beteiligungen unterstützt 
werden. Die Instrumente wirken wie 
Eigenkapital. Dadurch wiederum erhöht 

sich die Bonität der Unternehmung zur 
Erlangung von weiteren Krediten.
Zusätzlich wurden die etablierten Dar-
lehens- und Bürgschaftsprogramme auf 
die aktuellen Bedarfe angepasst. Dazu 
zählen beispielsweise der neue Liquidi-
tätskredit Plus mit Tilgungszuschuss 
oder Sofortbürgschaften in Höhe von 
bis zu 250.000 Euro für Unternehmen 
mit bis zu zehn Beschäftigten und 
Soloselbstständige.
Abrundend können Unternehmen die 
Krisenberatung Corona in Anspruch 
nehmen, die mit bis zu vier kostenlosen 
Beratungstagen durch einen Krisen-
experten Unterstützung dabei bietet, 
die unternehmerische Lage zu bewerten, 
Möglichkeiten der Liquiditätssicherung 
zu prüfen und eine Strategie zur Krisen-
überwindung zu entwickeln.
Dass Baden-Württembergs Wirtschaft 
von den Auswirkungen der Corona-Pan-
demie überdurchschnittlich betroffen ist, 
war aufgrund der Wirtschaftsstruktur 
mit dem hohen Wertschöpfungsanteil 
und der starken außenwirtschaftlichen 
Orientierung des Verarbeitenden Ge-
werbes zu erwarten. Die Entwicklung 

zeigt aber, dass die baden-württembergi-
sche Wirtschaft sich weiter vom Corona-
Schock erholt. Die Talsohle ist seit Mai 
durchschritten. Auch die Stimmungs-
indikatoren zeigen, dass Konsumenten 
und Unternehmen wieder verstärkt Ver-
trauen fassen. Das alles sind deutliche 
Anzeichen, dass die Stabilisierungsmaß-
nahmen von Bund und Land greifen. 
Dennoch kann noch keine Entwarnung 
gegeben werden. Die Tiefe und Breite 
der Rezession erfordert eine langfristige 
Strategie, um die Wirtschaft wieder 
in Gang zu setzen und für die Zukunft 
eine gesunde Wirtschaftsstruktur im 
Land zu sichern. Perspektivisch geht es 
darum, von kurzfristiger Konjunktur-
politik zu einer an digitalen und öko-
logischen Herausforderungen orientierten 
Wachstumspolitik umzusteuern. Auch im 
weiteren Verlauf gilt es, den Aufschwung 
mit wirksamen Impulsen zu stützen und 
unsere Unternehmen bestmöglich durch 
die Krise zu bringen.

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL,

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wirtschaftsministerium-bw.de  

Ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL bei einem Besuch der Clusterinitiative BioRN Cluster Management GmbH in Heidelberg im Rahmen der Sommer-
reise „Einsatz und Nutzen der Schlüsseltechnologie KI In der Gesundheitswirtschaft“ 
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Erwin G. Dold,  
Dold Holzwerke GmbH:
Seit unserem letzten Bericht sind unsere Unternehmen von dem Coronavirus ver-
schont geblieben. Die Auftragslage ist gut bei einer überdurchschnittlichen Auftrags-
reichweite bis Ende November. Seit dem 1. Oktober haben wir die Sicherheitsmaß-
nahmen verschärft und wenden jetzt verstärkte Hygieneregeln an: Auf dem Weg zum 
und vom Arbeitsplatz muss die Gesichtsmaske getragen werden, Spuckschutzmasken 
werden in besonderen Fällen angewendet. Und immer gilt: Abstand halten. 
Unser seit Jahren größtes Problem liegt in der Personalgewinnung. Unseren Bedarf 
an Arbeitskräften, Facharbeitern, Produktionshelfern und Auszubildenden können 
wir nicht decken. Trotz der Zeitungsmeldungen über die Anpassung an sinkende 
Nachfrage in der Metallindustrie durch Abbau von Arbeitsplätzen - davon ist nichts 
zu spüren. Wie soll der von der grünen Politik geforderte schnelle Strukturwandel in 
der deutschen Industrie kommen, wenn Gewerkschaften, grün-rote Politik und Groß-
unternehmen alles tun, um die „Schmerzen der Strukturanpassung“ in den nicht mehr 
wettbewerbsfähigen Hochlohnunternehmen der Metallindustrie - auch in unserer di-
rekten Umgebung - mit immer neuen Schmerzmitteln (Verlängerung der Kurzarbeit, 
Frühverrentung etc.) hinauszuzögern?

Angelika Harm,  
bellissima - Frauen-Fitnessstudio:
Seit dem 02.06.2020 sind wir mit verkleinertem Team wieder an den Trainingsstart  ge-
gangen. Wir haben bereits im April in Luftreinigungsanlagen investiert und ein umfang-
reiches Hygienekonzept geplant und umgesetzt. Den Ausgleich der Mitgliederverluste und 
den damit verbundenen Umsatzeinbußen konnten wir dabei um 12 % ausgleichen. Den-
noch: Vor den Angst machenden Headlines der Presse sind wir offensichtlich nicht gefeit. 
Gibt es Skandale und steigende Zahlen, bleiben die Besucher sofort im Studio aus. Die bitte-
re Erkenntnis: Gegen verbreitete Ängste bezüglich der Aerosole in geschlossenen Räumen 
kommt ein noch so sicheres und ausgeklügeltes Luftreinigungskonzept leider nicht an. D.h. 
Besucherzahlen und Neukundenabschlüsse gehen sofort runter. Es bleibt abzuwarten, was 
die sogenannte zweite Welle bringt. Wir gehen jedoch positiv weiter ans Werk mit unserem 
besonderen bellissima Trainings- und Ernährungskonzept, Schritt für Schritt!

Unsere Mitglieder berichten

Corona-Update
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Georg Albrecht,  
Karawane Reisen: 
Ja, welchen Status können wir stellvertretend für die Reisebranche vermelden? 
Seit unserem Artikel in der Mai-Juni-Ausgabe hat sich das Blatt für unsere Bran-
che leider nicht groß gewendet. Von der Politik allein gelassen mit einem un-
zureichenden Rettungspaket, vielen Versprechungen und nicht ausreichend 
Taten droht vielen die Insolvenz. Auch bei Karawane Reisen ist die Buchungs-
situation angespannt. Und wenn Buchungen zu unserem erweiterten Europa-
Programm getätigt wurden, durften wir auch diese meist wieder stornieren, da 
das jeweilige Land wieder zum Risikogebiet erklärt wurde. Traurig! Unsere Um-
sätze gehen seit nunmehr sechs Monaten gegen Null, und wenn wir nicht ein 
solch solides schwäbisches Unternehmen wären, gäbe es wenig Hoffnung. So 
aber trennen wir uns schweren Herzens von Mitarbeiter/Innen und „schrumpfen 
uns gesund“ in der Hoffnung, dass die neuen, differenzierten Reisewarnungen 
es uns und unseren Kunden bald wieder ermöglichen, in nahe und ferne Desti-
nationen zu reisen. Bisher geben wir nicht auf und hoffen auf 2021, aber man 
macht es uns nicht leicht.

Susanne Zimmerer-Buhles,  
Restaurant Haus am Markt:
Nachdem uns der Corona-Lockdown im Frühjahr mit unserem Restaurant voll 
getroffen hatte, waren wir gespannt, wie sich unsere Gästezahlen im Sommer 
entwickeln würden. Tatsächlich waren wir sehr überrascht, dass wir so guten 
Zulauf hatten. Ein Vorteil hierbei war sicherlich unsere schöne Terrasse am Bad 
Saulgauer Marktplatz. Nach dem Motto „in jeder Krise steckt auch eine Chan-
ce“ ergab sich für uns die Gelegenheit, den Nachbarbetrieb mit Übernachtungs-
möglichkeiten und Restaurant zusätzlich zu pachten und dadurch sehr gute 
Synergieeffekte erhalten zu können. Auch Weihnachtsfeiern haben sich bereits 
- wider Erwarten -  angekündigt. Schwierig, auch in der Umsetzung für Hote-
liers, sehe ich die Vorgabe der Regierung zum Beherbergungsverbot von Gästen 
aus verschiedenen Regionen Deutschlands. Wir hoffen nun, dass die Menschen 
vernünftig bleiben und es nicht erneut zu einem Lockdown der Restaurants und 
Hotels kommen wird.

Markus Kapler,  
Locamo GmbH & Co. KG:
Während des Lockdown haben wir eine stark steigende Nachfrage erfahren. 
Interessanterweise hat bereits die Aussicht auf eine Lockerung dazu geführt, dass die 
Nachfrage stagnierte und wieder auf das vorherige Niveau gesunken ist. In den fol-
genden Wochen sind viele Einzelhändler wieder in ihr gewohntes Fahrwasser zurück-
gekehrt, während andere wiederum begeistert diesen Weg fortgesetzt haben. 
Seitens Staat und Kommunen erleben wir ein sehr hohes und vielfältiges Unterstützungsan-
gebot und dennoch sind die Digitalisierungsschritte der KMU im Einzelhandel vielfach noch 
sehr verhalten. Aufgrund der Rückmeldungen von Einzelhändlern sind wir zunehmend der 
Überzeugung, dass häufig das Problem der Zurückhaltung darin begründet ist, dass es nicht 
selten an Online-Know-how und betriebswirtschaftlichem Grundwissen fehlt. 
Wir von Locamo haben uns aufgrund der Erfahrungen der letzten Wochen dazu ent-
schlossen, die Städte in ihren Aktivitäten dadurch zu unterstützen, dass wir ab sofort 
eine für die Städte kostenfreie Portallösung bereitstellen, um diese in ihren Aktivi-
täten zur Digitalisierung der lokalen Einzelhändler zu unterstützen.
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Martin Linser,  
Martin Linser Wein- und Spargelbau:
Seit Mitte des Jahres bestand die Herausforderung, die bestehenden Regeln auch 
praxistauglich umzusetzen, ohne den Betriebsablauf zu stark zu beeinträchtigen. Was 
uns durch kleine schlanke Teams gut gelungen ist. Hauptaugenmerk lag darauf, die 
Einflüsse von außen so gering wie möglich zu halten. Dies wurde auch von unseren 
Angestellten als Selbstverständlichkeit angesehen. 
Bei der Planung der Ernte stellte sich heraus, dass vor allem unsere älteren Helfer ver-
unsichert waren und lieber auf den Einsatz verzichtet haben. So griffen wir bei der 
Ernte der Trauben stark auf die maschinelle Ernte zurück und haben nur noch einen 
kleinen Teil von Hand gelesen. 
Bei den Verbrauchern konnten wir feststellen, dass sie wieder ein großes Augenmerk 
auf regionale Produkte gelegt haben und auch bereit waren, dafür mehr zu zahlen. 
Jetzt heißt es abwarten, ob dies auch nachhaltig ist. 
Spannend wird es ab Februar 2021 werden, ab dort sind wir wieder auf unsere be-
währten Saisonarbeiter angewiesen. Wir sind gespannt, wie zu diesem Zeitpunkt die 
Regelungen für die Einreise und Beschäftigung sein werden. 

Benedikt Bühler,  
Rathaus-Apotheke in Karlsruhe:
Zu Beginn der Pandemie waren die Apotheken vor Ort gefragt wie nie zuvor, was 
sich auch bei der Anzahl der eingelösten Rezepte widerspiegelte. Allerdings zählen 
Apotheken vor Ort auch zum lokalen Einzelhandel, der unter den wichtigen Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Pandemie und den daraus resultierenden Folgen leidet. 
Besonders Apotheken in den Innenstädten und Einkaufszentren leiden weiterhin 
drastisch. Hinzukommt, dass die positiven Effekte der „AHA+L-Regel“ sich auch auf 
andere viralen Infekte sowie Magen-Darm-Erkrankungen auswirken, womit nicht nur 
die Anzahl der eingelösten Rezepte in den Monaten Mai bis September im Vergleich 
zum Vorjahr stark verringert ist. Auch OTC-Präparate werden dadurch weniger nach-
gefragt. Somit zählen Apotheken vor Ort nicht zu den „Gewinnern“ der Krise. Der In-
solvenz-Skandal des Rechenzentrums „AvP“, wovon ca. 3.500 der rund 18.000 Apo-
theken betroffen sind, wird eine Pleitewelle in der Branche nach sich ziehen, wenn 
politisch nicht eingegriffen wird.

Wiesbauer-Alukrane
 Die kompakten Mietkrane 
als Anhänger- oder LKW- 
Kran zum selbst bedienen.

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane . Schwertransporte . Montagen . Spezialfahrzeuge

Stuttgart   Tel. 0711.70091-95  Neckarsulm   Tel. 07132.34136-0
Schwaikheim   Tel. 07195.59999-27  Plankstadt     Tel. 06202.97860-36

Firmenzentrale

Wiesbauer GmbH & Co. KG
Laiernstraße 35 
74321 Bietigheim-Bissingen
Tel. 07142.9760-0
Fax 07142.9760-90
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Belastungsprobe für den Maschinenbau

Die deutsche Schlüsselbranche Maschi
nenbau befindet sich in einer schwie-
rigen Phase. Seit Jahresbeginn 2020 
mussten die Unternehmen bundesweit 
ein Auftragsminus von 16 % gegenüber 
Vorjahreszeitraum hinnehmen. Zwar sind 
die Minusraten in den Sommermonaten 
Juli und August kleiner geworden im Ver-
gleich zu Rückgängen von 30 % – in Ba-
den-Württemberg sogar bis zu 40 % – im 
zweiten Quartal 2020. 

Keine Erholung, höchstens Ent-
spannung in Sicht
Es ist jedoch zu früh, um von einer Er-
holung zu sprechen. Allenfalls deuten 
die Zahlen eine zaghafte Entspannung 
an. Die Gründe hierfür liegen auf der 

Hand. Zum einen greift Corona wieder 
um sich. Die in vielen Ländern erneut in 
Kraft tretenden Reisebeschränkungen 
behindern die Montage- und Service-
tätigkeit der Unternehmen aufs Neue 
und die Betriebe geraten bei der frist-
gerechten Inbetriebnahme von Ma-
schinen und Anlagen oder auch bei der 
Akquise von Neugeschäften ins Hinter-
treffen. Die ansteigenden Infektions-
raten führen zudem zu einer wach-
senden Verunsicherung potenzieller 
Investoren.

Zum anderen sind die Herausforderungen 
durch zentrale technologische Trans-
formationsprozesse und politische Un-

Baden-Württemberg

Investitionsplanung 2020 im Vergleich zu 2019

Angaben in Prozent der baden-württembergischen Quelle: VDMA Baden-Württemberg; Konjunkturumfrage 2020
Maschinenbauunternehmen (n=282)

14.10.2020

5,7% 5,0%

20,2%

37,9%

31,2%

14,0%

21,5%

41,2%

19,7%

3,5%

0%

5%

10%

15%

20%

25%

30%

35%

40%

45%

steigen stark steigen schwach bleiben unverändert sinken schwach sinken stark

2020 2019

13

Baden-Württemberg

Umsatzerwartungen 2021 im Vergleich zu 2020

Angaben in Prozent der baden-württembergischen Quelle: VDMA Baden-Württemberg; Konjunkturumfrage 2020
Maschinenbauunternehmen (n=281)
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sicherheiten nicht gelöst, sondern durch Corona eher verstärkt 
worden. Bereits 2019 war es dem Maschinen- und Anlagen-
anbau nicht gelungen, an die vorangegangenen erfolgreichen 
Wachstumsjahre anzuknüpfen. Abschottungsbestrebungen zent-
raler Kundenmärkte und der tiefgreifende Strukturwandel in der 
Automobilindustrie hinterließen Spuren bei Deutschlands be-
schäftigungsstärkster Industrie.

In der Folge sind die Unternehmen nach einer optimistischen Phase 
im Sommer zu einer verhaltenen Einschätzung der weiteren Ent-
wicklung für das laufende und das kommende Jahr zurückgekehrt. 
Viele Betriebe rechnen mit einem fragilen Weg aus der Krise und 
richten ihre Strategien danach aus.

Innovationen und Investitionen fördern, Bürokratie 
eindämmen
Um vor dem Hintergrund einer verlangsamten Erholung 
großflächigere Kapazitätsanpassungen zu vermeiden, ist 
es notwendig, jetzt für Innovationen und Investitionen zu 
sorgen. Ein wichtiger Baustein im Maschinenbau ist die 
Ausweitung der steuerlichen Forschungsförderung. Auch 
die Verlängerung der Bezugsdauer des Kurzarbeitergelds 
war ein richtiger Schritt.

Doch an vielen Stellen muss die Politik für einen Ramp-up 
der Industrie nachjustieren, fortschrittlicher und unter-
nehmensfreundlicher handeln und vor allem bürokratische 
Belastungen vermeiden, die die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit verringern. Beispielhaft genannt seien 
hier die Entsenderichtlinie und das verschärfte Außenwirt-
schaftsgesetz. Die Liste könnte demnächst ergänzt werden 
durch das Lieferkettengesetz und ein Recht auf Homeoffi-
ce. Wer Liquidität sichern und Wettbewerbsfähigkeit lang-
fristig erhöhen will, muss stattdessen bei der Erweiterung 
des steuerlichen Verlustrücktrags und einer dauerhaften 
Einführung der degressiven AfA ansetzen.

Corona – so ein frühes Fazit zum Ende eines turbulenten 
Jahres – wird den deutschen Maschinenbau nicht aus der 
Bahn werfen. Klar ist jedoch, dass ein energisches Gegen-
steuern jetzt notwendig ist, um schnell zu alter Stärke 
zurückzufinden.

Dr. Dietrich Birk, 

dietrich.birk@vdma.org,

www.vdma.org  

Umsatzentwicklung im baden-württembergischen
Maschinen- und Anlagenbau

Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten, in Mrd. € Quelle: VDMA, Statistisches Landesamt 
1) Aufgrund von veränderter Systematik mit Vorjahren nicht vergleichbar
2) Ab hier WZ 2008 (28, 3312, 3320: Maschinenbau; Reparatur, Instandhaltung, Installation von Maschinen)
3) Prognose
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Neustart bei der Messe Stuttgart

Endlich wieder Leben in den Ladehöfen, 
Messehallen und Kongressräumen 

Der Lockdown kam schleichend, aber 
dann mit Macht. Mitten im Aufbau der 
LogiMAT Anfang März 2020 hieß es bei 
der Messe Stuttgart: Rien ne va plus.
Bereits aufgebaute Messestände muss-
ten wieder abgebaut werden. Der 
Catering-Vertragspartner hatte Lebens-
mittel für Aussteller und Besucher 
eines eigentlich komplett belegten 
Messegeländes umsonst eingekauft. 
Die bestellten Serviceleistungen vieler 
Messedienstleister wurden storniert, 
Hotelzimmer in Stuttgart und im Umland 
nicht mehr benötigt. Messebauer waren 
arbeitslos, Restaurants ohne Messe-
gäste. Der Schock saß tief. 

„Die Verordnung der Landesregierung 
über infektionsschützende Maßnahmen 
gegen die Ausbreitung des Virus SARS-

Cov-2 führte dazu, dass aus dem pro-
gnostizierten besten Umsatzjahr seit 
Bestehen der Messe Stuttgart nun 
das schlechteste Jahr wurde“, erklärt 
Roland Bleinroth, Sprecher der Ge-
schäftsführung der Messe Stuttgart, 
die wirtschaftlichen Konsequenzen. In 
der Folge mussten mehr als 90 Messen, 
Events und Kongresse im In- und Aus-
land abgesagt werden. Der wirtschaft-
liche Schaden liegt zwischenzeitlich im 
dreistelligen Millionenbereich. „Erst-
mals in der 80-jährigen Geschichte der 
Messe Stuttgart mussten wir ab 1. April 
2020 Kurzarbeit für unsere Mitarbeiter 
anmelden“, ergänzt Geschäftsführer-
kollege Stefan Lohnert. Soweit möglich, 
wurden die Mitarbeiter ins Homeoffice 
geschickt. “Zu ihrer eigenen Sicher-
heit“, betont Lohnert.    

Seitdem ist einiges passiert. Zwar sind 
die Ladehöfe, Messehallen, Kongress-
säle und Parkplätze der Messe Stuttgart 
immer noch weitestgehend leer, doch das 
Leben kehrt mit kleinen Schritten zurück. 
Szenarien zur Durchführung sicherer 
Veranstaltungen wurden entwickelt und 
schließlich gab es grünes Licht seitens 
der beteiligten Behörden, dass Messen 
und Kongresse unter strengen Schutz-
maßnahmen wieder möglich sind. Dazu 
wurde eigens ein Messe Stuttgart-Güte-
siegel entwickelt: „Safe Expo – Sicher für 
Menschen. Gut für die Wirtschaft.“

Den Auftakt machte Mitte September 
das eintägige AMB-Technologieforum.  
Gebündelt an einem Tag konnten die 
Fachbesucher aus Vorträgen zu vier 
Themenslots wählen, sich Neuheiten 

Die Geschäftsführer der Messe Stuttgart, Roland Bleinroth (rechts) und Stefan Lohnert (links) freuen sich über den Neustart. 
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an den Table Tops der 16 Aussteller 
präsentieren lassen und in der Match
making Area persönliche Gespräche 
führen. „Die Veranstaltung hat gezeigt, 
wie wichtig Ausstellern und Besuchern 
persönliche Begegnungen sind. Das 
AMB-Technologieforum kam so gut an, 
dass es künftig fester Bestandteil im 
Veranstaltungskalender sein und im 
September 2021 erneut stattfinden 
wird, dann sogar mit einer Laufzeit von 
zwei Tagen“, freut sich Bleinroth über 
den kleinen Erfolg des neuen Formates. 
Die In.Stand Digital steht im Oktober 
auf der Agenda und einige Gastver-
anstaltungen wie die Hochzeitsmesse 
„wir heiraten!“, der „Deutsche Kita-
leitungskongress 2020“ und die „Job-
messe“ ebenfalls. Auf Hochtouren lau-
fen zudem die Vorbereitungen für den 
Stuttgarter Messeherbst, der vom 19. 
bis 22. November 2020 stattfindet und 
für die EUROMOTOR Mitte November. 
Am 4. Dezember ist der CDU-Bundes-
parteitag terminiert, der coronabedingt 
von drei auf einen Tag verkürzt wurde. 
Die TC Touristik & Caravaning in Leipzig 
und die CMT im Januar 2021 sind eben-
falls in Planung. 
Zu mehr Normalität zurückgekehrt ist be-
reits der Auslandsstandort China mit der 
Messetochter Nanjing. Zur CMT China, 
einer Tochter der Muttermesse CMT in 
Stuttgart, die vom 18. bis 20. September 
stattgefunden hat, kamen 213 Aussteller 
aus China und dem Ausland, unter ande-
rem aus Argentinien, Südkorea und Tune-
sien. Rund 40.000 Besucher interessierten 
sich für das gezeigte Angebot. Zur Educa-
tion+ im Oktober werden 122 Aussteller 

erwartet und es werden 15.000 Quadrat-
meter Fläche belegt sein, inklusive Foren 
und Konferenz. Auch von der R+T Asia in 
Shanghai gibt es Positives zu berichten. Sie 
findet vom 24. bis 26. März 2021 statt und 

ist damit wieder in ihrem üblichen Turnus 
im März angekommen.

Die Pandemie sorgte am Standort Stutt-
gart auch für Neuheiten. „Wir bieten 
mittlerweile voll ausgestattete Studio-
lösungen unterschiedlichster Größe an, 
die wir gemeinsam mit unserem lang-
jährigen Messepartner Neumann&Mül-
ler Veranstaltungstechnik auf die in-
dividuellen Wünsche unserer Kunden 
zugeschnitten haben. Diese können dort 
digitale und hybride Veranstaltungen 
durchführen und an einen großen 
Interessentenkreis live ins Netz über-
tragen“, erklärt Lohnert dazu.  

Silvia Stoll (Pressesprecherin Messe Stuttgart),

silvia.stoll@messe-stuttgart.de,

www.messe-stuttgart.de  

Schwerpunkt

Rund 40.000 Besucher kamen Mitte September zur CMT China in Nanjing.  

Neues Format für Messekunden: digitale Studiolösungen 
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Zu Risiken und Nebenwirkungen der Corona-Politik:

Von der Marktwirtschaft in 
die Staatswirtschaft

Vor wenigen Wochen hat die Ludwig-Er-
hard-Stiftung die Neuauflage von Erhards 
Klassiker „Wohlstand für alle“ in Berlin vor-
gestellt. Mitten in einer Zeit, in der sich die 
Politik immer interventionistischer gegen 
die Prinzipien wendet, die einst für Erhard 
und seine Mitstreiter zu einer „guten Ord-
nung“ gehörten: ein funktionierender Wett-

bewerb, die Garantie des Privateigentums 
sowie der Vorrang für Eigenverantwortung 
(Subsidiaritätsprinzip). Der als „Vater des 
deutschen Wirtschaftswunders“ glori-
fizierte Mann mit der Zigarre vertrat eine 
marktwirtschaftliche Ordnung, die den 
Menschen die Freiheit zur eigenen Leistung 
abverlangte. Erhard wollte nicht den „so-

zialen Untertan“, der vom Wohlfahrtsstaat 
stillgelegt wird. Seine Rezeptur zur Ver-
besserung der sozialen Lage beruhte nicht 
auf staatlichem Dirigismus, sondern auf der 
Entfesselung privater Initiative.

Nicht erst in der aktuellen Pandemie-Lage 
sind diese bewährten Grundsätze unserer 
marktwirtschaftlichen Ordnung Stück um 
Stück ausgehebelt worden. Legendär sind be-
reits die Auseinandersetzungen, die Erhard 
zu seinen Lebzeiten als Wirtschaftsminister 
mit Kanzler Konrad Adenauer ausfocht, als 
er vergeblich für eine Kinderkomponente in 
der gesetzlichen Rentenversicherung stritt. 
Doch Adenauer glaubte: „Kinder kriegen sie 
von alleine!“ und irrte, wie der säkulare Ge-
burtenrückgang mit all seinen Problemen 
für die umlagefinanzierten Sozialsysteme 
längst belegt. Im Grab würde sich Erhard 
umdrehen, wenn er die aktuellen Pläne von 
Jens Spahn zur Deckelung der Eigenbeiträge 
in der Pflegeversicherung zur Kenntnis 
nehmen müsste. Denn sie fördern auch in 
diesem Zweig der Sozialversicherung eine 
Vollkasko-Mentalität, die in umgekehrtem 
Verhältnis zu den finanziellen Möglichkeiten 
einer alternden Volkswirtschaft steht. Wäh-
rend Erhard noch wusste, dass nur verteilt 
werden kann, was vorher erwirtschaftet 
wurde, scheint die politische „Klasse“ dieses 
Landes den Bürgern dieses Basiswissen sys-
tematisch austreiben zu wollen.

Erhard wusste: Erst erwirtschaften, dann 
verteilen!
Was wäre aus Deutschland nach dem II. 
Weltkrieg geworden, wenn Politiker da-
mals selbständiges Unternehmertum so 

Oswald Metzger

Vorlandstraße 1

77756 Hausach

uhl-beton.de

FON 0 78 31 78 9-0

FAX 0 78 31 74 75

E-MAIL  info@uhl-beton.de
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abgewürgt hätten wie mit der aktuellen 
Corona-Politik? Es gäbe nicht rund 1.300 
„hidden champions“, mittelständische 
Weltmarktführer und Hundertausende 
von inhabergeführten kleinen und mitt-
leren Unternehmen, bei denen Millionen 
Menschen gute Arbeit haben. Zieht man 
heute eine ökonomische Opfer-Bilanz der 
Corona-Politik, dann büßen vor allem klei-
ne Selbständige, Freiberufler und Unter-
nehmer. Kein Wunder, dass die Bereitschaft 
zum unternehmerischen Wagemut, zur 
Selbständigkeit, rapide abnimmt. Noch 
nie gab es so wenige Unternehmensneu-
gründungen wie im ersten Halbjahr 2020. 
Und die Insolvenzzahlen sind nur deshalb 
noch nicht explodiert, weil die Antrags-
fristen schon zweimal verlängert wurden. 
Der öffentliche Dienst dagegen wurde weit-
gehend voll bezahlt, obwohl viele Behörden 
und Dienststellen im Homeoffice ihre 
Dienstleistungen massiv einschränkten. 
Dafür will ver.di aber jetzt knapp 5 % Lohn-
erhöhungen erstreiken.

Mit großzügigem Kurzarbeitergeld werden 
derzeit Arbeitsplätze auch in den Branchen 
erhalten, die schon vor Corona unter einem 
riesigen strukturellen Anpassungsdruck 
standen. Viele Arbeitsplätze im Fahrzeug-
bau stehen zur Disposition, weil deutsche 
Autobauer die Disruption in ihrer Branche 
lange verschlafen haben und sich anfäng-
lich sogar mit systematischem Betrug 
den Emissionsgrenzwert-Verschärfungen 
entziehen wollten. Die Investitionsgüter-
hersteller werden erleiden müssen, dass 
sie als Ausrüster aufstrebender Volkswirt-
schaften ausgedient haben. China und an-
dere können das inzwischen selbst. Techno-
logieunternehmen von Weltrang finden 
sich in den USA und in China. In Europa 
und in Deutschland sucht man sie fast 
vergebens.

Während IT-Giganten in USA und China 
profitieren...
Der Strukturwandel, den die Digitalisierung 
zu Lasten der traditionellen industriellen 
Fertigung erzwingt, hat seinen Taktschlag 
in der Corona-Krise noch deutlich verstärkt. 
Die amerikanischen und chinesischen IT-
Giganten vergrößern ihre Marktmacht, 
monopolisieren mit ihren Plattform-
Strategien ganze Sparten. Während der in-
habergeführte Einzelhandel und zahlreiche 
Dienstleister in der Gastronomie und im 

Kulturbetrieb zum Teil massive Einbrüche 
zu verzeichnen haben, boomen Internet-
handel und digitale Dienstleistungen. Das 
Ladensterben wird die Innenstädte mit 
wachsendem Tempo veröden lassen, Stadt- 
und Ortskernsanierungs-Milliarden zum 
Trotz. Die Mobilität der Menschen kennt 
derzeit vor allem zwei Gewinner: das eigene 
Auto und das Fahrrad. Busse, Bahnen und 
der Flugverkehr dagegen werden jahrelang 
kämpfen müssen, ehe sie wieder auf die 
Rekord-Personenkilometerzahlen kommen 
wie zu Zeiten vor dem Covid-19-Virus.

…. leiden Mittelstand und Sparer
Auf der Strecke bleibt aber nach Corona 
vor allem eine Politik, die auf stabile öffent-
liche Finanzen und eine Geldpolitik setzt, 
die hauptsächlich die Geldwertstabilität im 
Blick hat. Heute agieren fast ausnahmslos 
alle politischen Parteien in Deutschland, 
aber auch global, als ob es kein Morgen 
gäbe. Wurden nach der letzten Finanz-
krise die Rettungsschirme noch mit hohen 
Milliardensummen ausgestattet, müssen 
es heute international schon unglaubliche 
Billionenbeträge sein. Allein in Deutsch-
land erhöhten sich im 1. Halbjahr 2020 die 
Staatsschulden um sagenhafte 210 Milliar-
den Euro. Europäische Zentralbank, Fed und 
japanische Notenbank pumpen Billionen-
summen in die Märkte, indem sie Staats- 
und Unternehmensanleihen aufkaufen – 
ohne Rücksicht auf die Bonität. Hier wird 
ein Kartenhaus des Pump-Kapitalismus 
aufgebaut, das jederzeit platzen kann. Die 
gefühlte Inflation, die auf europäischer 
Ebene jedes Quartal von der EU-Kommis-
sion erhoben wird, liegt seit Jahren höher 
als der offizielle Konsumentenpreis-Index. 
Derzeit liegt die gefühlte Differenz bei rund 
5 %. Doch auch die statistische Inflation 
lugt bereits um die Ecke. Denn darauf läuft 
das neue symmetrische Inflationsziel der 
US-Notenbank hinaus, das von der EZB in 
Kürze kopiert wird. Unterdurchschnittliche 
Inflationsraten der Vergangenheit dürfen 
durch Überschreitungen in Zukunft kom-
pensiert werden. Das heißt für Sparer: Die 
Nullzinspolitik wird fortgesetzt, auch wenn 
die offizielle Inflation bei 3 % und höher 
liegt. Auch diese heimliche Enteignung der 
Sparer gehört zu den Risiken und Neben-
wirkungen der Corona-Politik.      

Oswald Metzger 

oswald.metzger@t-online.de  

Schwerpunkt
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MIT Enzkreis-Pforzheim

Dr. Jochen Birkle als MIT-Kreisvorsitzender 
bestätigt

Mit einem neuen Vorstand geht die Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion (MIT) Enzkreis-Pforzheim in die Zukunft. Mehrere 
Wahlgänge standen bei der Mitgliederversammlung der CDU-na-
hen Organisation auf der Tagesordnung, die wegen der Corona-
Krise am 25.09.20 im Freien stattfand – und zwar im Garten des 
Königsbach-Steiner CDU-Vorsitzenden Erich Franke. Unter drei 

mit Lichterketten geschmückten Zelten nahmen die Mitglieder 
Platz und tranken alkoholfreien Punsch, während Gunther Krich-
baum aus der Bundespolitik berichtete. Der Bundestagsabge-
ordnete und CDU-Kreisvorsitzende lobte das Krisenmanagement 
der Bundesregierung, das in der ausländischen Presse sehr posi-
tiv gesehen werde. Im Vergleich zu anderen Ländern stehe man 
sehr gut da, erklärte der Abgeordnete und sagte: „Gerade jetzt 
komme es auf die Union an, die Menschen vertrauen uns.“ Das 
würden auch aktuelle Umfragen zeigen. Es gelte zusammenzu-
halten – im Bund und vor Ort.
Für die im März anstehenden Landtagswahlen habe man mit 
Philippe A. Singer und Philipp Dörflinger zwei hervorragende 
Kandidaten in Stellung gebracht, die in der Vergangenheit 
„einen tollen Job“ gemacht und Unterstützung verdient hät-
ten. Krichbaum sieht durchaus die Chance, die grün geführte 
Landesregierung abzulösen. Das Ganze werde zwar kein Ho-
merun, aber „wir werden gewinnen, weil wir kämpfen können“. 
Für Krichbaum ist klar: Im Wahlkampf werde es ganz stark auf 
die Stimme des Mittelstands ankommen. Eine Einschätzung, die 
Singer teilte. Er will in Zukunft „die Stimme für den Enzkreis in 

Aus den Kreisen & Bezirken

Der neue Vorstand um dem Vorsitzenden Jochen Birkle (vorne, schwarze Jacke). Ihm gehören nun auch Gunther Krichbaum MdB (links) und  
Philippe A. Singer (beiger Mantel) an. 
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Aus den Kreisen & Bezirken

Stuttgart“ sein. Die Nähe zu den Menschen ist ihm wichtig: „Wir 
müssen vor Ort sein, wir müssen zuhören.“ Ebenso wie Krich-
baum kandidierte Singer bei der Mitgliederversammlung für 
den Posten des stellvertretenden Vorsitzenden im MIT-Kreis-
vorstand. Beide wurden gewählt, ebenso Jan Peter Kalus. Nicht 
erneut zur Wahl für das Amt des stellvertretenden Vorsitzenden 
stellte sich Dieter Vortisch, der die MIT in den vergangenen Jah-
ren im Internet nach vorn brachte: Unter anderem gestaltete er 
eine neue Webseite und rief Auftritte in sozialen Medien wie 
Facebook und Twitter ins Leben. Vorsitzender Jochen Birkle 
dankte ihm für sein Engagement – und bat die Anwesenden, 
sich zu Ehren des verstorbenen Klaus Brummund zu erheben.

Birkle blickte auf die vergangenen beiden Jahre zurück und be-
tonte, wie wichtig eine groß angelegte Mitgliederwerbung sei: 
In den sozialen Medien sollen Angehörige des Vorstands, Mit-
glieder und andere Persönlichkeiten als Sympathieträger für 
die MIT persönliche Statements abgeben. Inzwischen habe man 
einen zuverlässigen Partner gefunden. Man sei in den letzten 
Zügen und werde das Thema auf jeden Fall weiterverfolgen. 
Birkle dankte allen Vorstandsmitgliedern für die gute Zu-
sammenarbeit: „Was wir geschafft haben, ist eine Teamleistung 
gewesen.“ Bei den Wahlen wurde er einstimmig in seinem Amt 
als Vorsitzender bestätigt. Als Beisitzer wurden Sascha Meder, 
Prof. Dr. Jan Breitweg, Alexander Heugel, Roswitha und Prof. 
Erich Franke gewählt. Finanzreferent ist Thomas Dörflinger, 
Schriftführer Dr. Uwe Braun, Internetbeauftragter Alexander 
Kirbis. Mitgliederbeauftragter soll Jan Peter Kalus werden. 

Nico Roller (Freier Journalist),

info@mit-pforzheim.de, 

www.mit-pforzheim.de  



20

Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Mannheim

Mehrwertsteuersenkung: Top oder Flop?

Vorstandsarbeit in 
Corona-Zeiten

Corona stellt die Wirtschaft, die Gesellschaft, die CDU, aber 
auch die MIT vor besondere Herausforderungen.
Während sich vielerorts Videokonferenzen oder Telefon-
konferenzen immer größer werdender Beliebtheit erfreuen, 
setzt der Kreisvorstand der MIT Mannheim bewusst auf die 
quasi analoge Form der Sitzungskultur, nämlich lieber persön-
lich in Präsenzform.
Während zu Beginn der Überlegungen der Kreisvorsitzende 
Alexander Fleck eine Sitzung unter freiem Himmel angedacht 
hatte, wurde aufgrund der Witterungsverhältnisse die Sitzung 
doch lieber an die angestammte Tagungsstätte verlegt. Mit 
ausreichendem Abstand und Mund-Nasen-Schutz wurde die 
aktuelle politische und wirtschaftliche Lage, aber auch die Ver-
bandsarbeit diskutiert. 
Besonders heiß diskutiert wurde die temporäre Mehrwert-
steuersenkung. Ganz nach dem Motto „Top oder Flop“ ana-
lysierte der Vorstand Vor- und Nachteile der Senkung. Die 
Bundesregierung verspricht sich sicherlich die Stärkung der 
Binnennachfrage durch sinkende Preise und damit verbunden 
mehr soziale Gerechtigkeit. Durch steigende Einnahmen und 
Umsätze soll der Handel und die Wirtschaft insgesamt schnel-
ler aus der Rezession kommen. Auch scheint die Refinanzierung 
der Mehrwertsteuersenkung für den Bund durch Negativzins-
politik leichter zu fallen.

Allerding ist fraglich, ob eine 2 – 3 %ige Reduktion tatsächlich 
die Nachfrage steigert. Bei vielen Produkten des Alltagslebens 
ist die Reduzierung nicht spürbar. Volkswirtschaftlich gesehen 
entgehen dem Fiskus pro Prozentpunkt etwa 10 Milliarden Euro 
an Steuereinnahmen. Außerdem kann der Handel die Chance 
nutzen, die Preise anzuheben. Sicherlich wird erst der weitere 
Verlauf der Pandemie zeigen, ob die Vor- oder Nachteile der 
Mehrwertsteuersenkung überwiegen.
Nachdem wegen Covid-19 auch der traditionelle Jahresabschluss 
im Bräukeller der Eichbaum Brauerei abgesagt werden musste, fo-
kussierte sich der Blick des Vorstandes auf 2021. So beschloss der 
Vorstand, aus dem Jahresabschluss 2020 kurzerhand einen Jahres-
empfang 2021 zu machen. Auch die Planungen für die Leuchtturm-
veranstaltung des Jahres, den Kurpfälzer Frühschoppen auf dem 
Mannheimer Maimarkt, wurden konkretisiert.
„Wir werden versuchen, alle für 2020 geplanten und ausgefallenen 
Veranstaltungen in 2021 nachzuholen“, so Alexander Fleck, „gerade 
in einem Superwahljahr, in dem wir Landtag und Bundestag wählen, 
können wir so unsere Kandidatinnen und Kandidaten unterstützen 
und gleichzeitig unsere Position in der politischen Landschaft stärken. 
Kurz gesagt: Corona kriegt uns nicht unter, sondern beflügelt uns.“

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de  

Vorstandssitzung in Corona-Zeiten

Mitarbeiter-Engpass in Ihrer IT-Abteilung?
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MIT für Ausweitung von Überbrückungshilfen

Branchen- 
übergreifende  
Lösungen statt  
Einzelfallförderung

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) fordert eine Ver-
längerung und Ausweitung der Überbrückungshilfen. „Gerade 
der kleine Mittelstand ist nach wie vor schwer von der Coro-
na-Krise getroffen. Eine Verlängerung der Überbrückungshilfen 
bis Mitte 2021 gibt ihnen eine Überlebensperspektive“, sagt 
MIT-Vorsitzender Carsten Linnemann. Dabei müssten gera-
de auch Soloselbstständige und Kleinstunternehmen stärker 
in den Blick genommen werden. Ihnen würden die bisherigen 
Kostenzuschüsse wenig bringen, weil sie kaum Kostenausfälle 
haben, dafür aber Verdienstausfälle, teilweise bis auf null über 
mehrere Monate. Linnemann: „Wichtig bei den Hilfen ist auch, 
dass eine branchenübergreifende Lösung kommt, die auch wirk-
lich an den Umsatzausausfällen ansetzt.“ Einzelfallförderungen 
wie Kaufprämien für einzelne Branchen sieht Linnemann da-
gegen kritisch.

Das wirksamste Mittel, um bislang erfolgreiche Unternehmen, 
die jetzt unter der Krise leiden, zu unterstützen, sei eine bes-
sere steuerliche Verlustverrechnung, so der MIT-Chef: „Die 
aktuellen Verluste sollten mit den Gewinnen der vergangenen 
fünf Jahre verrechnet werden können. Damit hätten wir ein 
branchenübergreifendes Instrument, das dem Mittelstand 
strukturell hilft.“ Daneben dürfe die Bundesregierung der Wirt-
schaft aber gerade in der derzeit schwierigen Lage keine zu-
sätzlichen Steine in den Weg legen. „Alle Gesetzesvorhaben, 
die unsere Wirtschaft noch weiter belasten, sollten wegen 
der Corona-Krise bis auf weiteres auf Eis gelegt werden“, so 
Linnemann.

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) – vormals Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU – ist mit rund 
25.000 Mitgliedern der größte parteipolitische Wirtschaftsver-
band in Deutsch-land. Die MIT setzt sich für die Prinzipien der 
Sozialen Marktwirtschaft und für mehr wirtschaftliche Vernunft 
in der Politik ein.

Hubertus Struck, 

struck@mit-bund.de, 

www.mit-bund.de  

MIT Bund

WOHLFÜHLEN.
SICHER SEIN. LEBEN.

Individuelle Architektur, freie
Planung, hochwertige Materialien, 
angenehmes Raumklima, guter 
Schallschutz – wir erfüllen Ihre 
persönlichen Wünsche.

www.schwoererhaus.de
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Dr. Carsten Linnemann MdB

Den Ausstieg  
aus dem EEG  
jetzt einleiten

Deutschland steht energiepolitisch am Scheideweg. Der dop-
pelte Ausstieg aus Kernenergie und Kohleverstromung ist 
beschlossen. Der Ausbau der erneuerbaren Energien schrei-
tet voran und soll weiter beschleunigt werden. Gleichzeitig 
beklagen Wirtschaft und Haushalte steigende Strompreise, 
wird die Netz- und Versorgungssicherheit zunehmend auf 
die Probe gestellt, stockt der dringend erforderliche Aus-
bau der Energienetze aufgrund des Widerstandes unzähliger 
Bürgerinitiativen. Die Liste der energiepolitischen Heraus-
forderungen ist lang.
Das Bundeswirtschaftsministerium hat nun den Entwurf einer 
umfassenden Novelle des EEG vorgelegt. Damit sollen die Wei-
chen gestellt werden für den zukünftigen Ausbau der erneuer-
baren Energien. Die Kritik ließ nicht lange auf sich warten. 
Gestritten wird über Ausbauziele und -pfade, darüber, welche 
Technologie wie, in welchem Jahr und mit welchen Mengen ge-
fördert werden soll, welche Fördertatbestände erweitert und 

welche neuen geschaffen werden sollen, welche Ausnahme-
regelungen es für Eigen-, Mieter- oder Industriestrom geben 
soll. Die Liste ließe sich unendlich fortsetzen.
Kaum diskutiert wird hingegen die Frage, die eigentlich am 
Anfang der Debatte stehen sollte: Ist das existierende Förder-
system des EEG überhaupt noch tragfähig und geeignet, um 
die Energiewende in den kommenden Jahrzehnten nachhaltig 
zu gestalten?
Das ist erstaunlich, denn durch die Ausstiegsbeschlüsse zu 
Kernkraft und Kohle haben sich die energiepolitischen Rahmen-
bedingungen in den letzten Jahren grundlegend geändert. Spä-
testens 2038 werden konventionelle Energieträger keine Rolle 
mehr auf dem Strommarkt spielen, mit Ausnahme der für Netz-
stabilität und Versorgungssicherheit erforderlichen Gaskraft-
werke. Der Markt ist also frei für die ungehinderte Entfaltung 
der erneuerbaren Energien. Was fehlt, ist der Treibstoff des 
Marktes und der Sozialen Marktwirtschaft: technologieoffener 
und innovationsorientierter Wettbewerb.
Grund dafür ist, dass das geltende Fördersystem – trotz zahl-
reicher Veränderungen im Detail – im Grundsatz noch immer 
darauf ausgerichtet ist, die erneuerbaren Energien von Markt-
risiken weitgehend abzuschirmen. Das hatte bei der Ein-
führung des EEG seine Berechtigung, als es darum ging, den 
erneuerbaren Energien Zugang zu dem damals von Kohle und 
Kernkraft dominierten Strommarkt zu verschaffen. Inzwischen 
produzieren sie aber einen Großteil des deutschen Stroms und 
deckten im ersten Halbjahr 2020 bereits fast die Hälfte der 
deutschen Bruttostromerzeugung ab.
Gleichzeitig werden die Grenzen des EEG immer deutlicher. 
Dies betrifft nicht nur die exorbitanten Kosten: rund 26 Mil-
liarden Euro jährlich allein durch die EEG-Umlage, zuzüglich ra-
sant steigender sonstiger Kosten u. a. des Ausbaus der Netze.
Vor allem hat es das EEG nicht vermocht, Anreize für Innova-
tionen zur besseren Netz- und Systemintegration der erneuer-
baren Energien zu setzen. Auch nach mehr als 20 Jahren För-
derung sind sie heute immer noch auf eine fast vollständige 
Absicherung durch konventionelle Energieträger angewiesen. 
Technologische Lösungen für eine bedarfsgerechte Bereit-
stellung des aus Wind und Sonne erzeugten Stroms, beispiels-
weise mit Hilfe von Speicher- und Wasserstofftechnologien 
oder intelligenten Netzen, sind nicht in Sicht.

MIT Bund
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Dr. Carsten Linnemann MdB, MIT-Bundesvorsitzender   
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Es ist also höchste Zeit, dem Wettbewerb und dem Markt eine 
Chance zu geben, und das alte Subventionsregime des EEG – 
parallel zum Kohleausstieg – bis Ende der 2030er Jahre voll-
ständig abzuschaffen. Dies könnte beispielsweise durch die 
schrittweise Verkürzung der Förderdauern in den EEG-Aus-
schreibungen in den kommenden Jahren erfolgen.
Neben den zu erwartenden Kostensenkungen liegen auch die 
weiteren positiven Effekte eines solchen schrittweisen Aus-
stiegs auf der Hand. Die EEG-Umlage begänne, zeitnah zu 
sinken. Dies entlastet nicht nur die Stromverbraucher und 
den Bundeshaushalt, sondern schafft auch Anreize für In-
vestitionen in die für die Energiewende notwendigen Techno-
logien wie Speicher und Wasserstoff, die bisher durch die 
hohen Strompreise verhindert wurden. Eine schrittweise Ver-
kürzung der Förderdauern erhöht den Wettbewerbsdruck in 
den Ausschreibungen und beschleunigt damit den Ausbau der 
erneuerbaren Energien.
Zentraler Anreiz für klimafreundliche Innovationen wird zu-
künftig der CO2-Preis sein, der im Rahmen des Europäischen 
Emissionshandels vorgegeben wird. Gleichzeitig könnte das 
Bundeswirtschaftsministerium gemeinsam mit allen Stake-
holdern einen Prozess aufsetzen, in dem in den nächsten 
Jahren geprüft wird, inwieweit neben der oben ausgeführten 
Stärkung des Wettbewerbs und den Anreizen durch steigende 
CO2-Preise weitere flankierende Maßnahmen notwendig sind, 
etwa bei der Digitalisierung.

Die Herausforderungen für den Umbau unserer Energiever-
sorgung sind zweifelsohne gewaltig. Sie sind aber nicht unlös-
bar, wenn wir wieder mehr auf die Innovationskräfte von Markt 
und Wettbewerb vertrauen und weniger auf jahresscharfe Plan-
kennziffern und tausende verschiedene Subventionstatbestände. 
Anderenfalls droht die Energiewende in die Sackgasse zu geraten. 
Es liegt an uns – Politik und Wirtschaft – gemeinsam dafür zu sor-
gen, dass es nicht soweit kommt, sondern dass der Weg in eine 
nachhaltigere Energieversorgung ein Erfolg wird.

Dr. Carsten Linnemann MdB,   

linnemann@mit-bund.de,   

www.mit-bund.de  

MIT Bund
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Pressemitteilung 13/2020

Ist der Green Deal wirklich ein Green Deal 
oder eine Milchmädchenrechnung?

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen fordert eine 
drastische Verschärfung um weitere 15 %! Das Ziel soll sein, 
die Treibhausgase um 55 % anstatt um 40 % bis 2030 unter den 
Wert von 1990 zu bringen. 
Um das erreichen zu können, sollen die bereits bestehenden 
Instrumente verschärft werden. Die Hauptrolle spielt dabei der 
Emissionshandel. 

Damit drohen der Wirtschaft und insbesondere den Auto-
bauern noch weitere und stärkere Emissionsvorgaben, die mit 
einer Verfünffachung der bisherigen Bemühungen verbunden 
sind. Was bedeutet das? 

Zum einen muss der, der Produkte aus Kohle, Öl oder Gas ver-
brennt, durch die ab 2021 in Kraft tretende, sogenannte CO2-
Steuer mehr bezahlen. Nebenbei bemerkt trifft das den gesam-
ten Mittelstand und nicht zuletzt den Endverbraucher. Daher ist 

dringend zu prüfen, ob dies noch verfassungskonform ist. Denn 
ursprünglich wurde hierfür die Ökosteuer ins Leben gerufen. 
Bekanntlich schlägt diese bei den Kraftstoffen zu Buche und bringt 
die nächste Erhöhung von mindestens 8 Cent/Liter mit sich. Ge-
nauer gesagt: die Steuer auf bereits Versteuertem. Eine steigende 
Belastung soll es dann noch durch die geplante Verschärfung der 
CO2-Flottengrenzwerte für Pkws geben. 
 
Zum anderen sind die zur Teilnahme am Emissionshandel ver-
pflichteten Betriebe innerhalb der EU aber jetzt schon enormen 
Mehrbelastungen ausgesetzt. 
Wettbewerbsbetriebe anderer Länder haben diese gar nicht zu 
tragen und sind damit im Vergleich per se schon konkurrenz-
fähiger. Um das auszugleichen bzw. zu mindern, plant die EU-
Kommission im Gegenzug, den emissionshandelspflichtigen 
Unternehmen kostenlose Zertifikate auszustellen. 

Die EU-Kommission und allen voran Frau von der Leyen scheinen 
bei all ihren Vorhaben die aktuelle Lage aus dem Auge verloren zu 
haben: nämlich eine verschärfte Situation der durch die bereits ge-
forderten Umstellungsprozesse und der dabei notwendigen mas-
siven Investitionen innerhalb der Industrie. Nicht zu vergessen 
die ohnehin schon durch Corona geschwächte wirtschaftliche 
Gesamtlage. Parallel darf die Autoindustrie noch dafür sorgen, 
dass die Elektroautos besser verkauft werden, was die Regierung 
selbstverständlich mit Kaufprämien fördert. Diese werden jedoch 
in mehrfacher Hinsicht mit klimabelastendem CO2-Ausstoß ge-
neriert, auch wenn man bis dato komplett auf die erneuerbaren 
Energien umgestellt hätte. Daraus folgt, dass auch in diesem Fall 
eine Verbesserung der CO2-Bilanz nicht erreicht werden kann. 
Von daher stellt sich für die Wirtschaft zu Recht die Frage, ob der 
Green Deal nicht eher ein Flop Deal ist.

Angelika Harm,

harm@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Die Partei muss laufen lernen…

Erinnern Sie sich an folgende Worte: 
„Die Partei muss also laufen lernen, 
muss sich zutrauen, in Zukunft […] den 
Kampf mit dem politischen Gegner auf-
zunehmen. Sie muss sich wie jemand in 
der Pubertät von zu Hause lösen, eige-
ne Wege gehen […]. Wenn wir diesen 
Prozess annehmen, wird unsere Partei 
sich verändert haben, aber sie wird in 
ihrem Kern noch dieselbe bleiben - mit 
großartigen Grundwerten, mit selbst-
bewussten Mitgliedern, mit einer 
stolzen Tradition, mit einer Mischung 
aus Bewahrenswertem und neuen Er-
fahrungen […] und mit einem Entwurf 
für die Zukunft.“(FAZ 22.12.1999) 

Sie stammen von Angela Merkel. Sprach s̀ 
und wurde Vorsitzende der CDU.
Was 1999 galt, ist 2020 aktueller denn je. 
Wohin müssen wir heute laufen?

Im Augenblick bestimmt das Virus SARS-
CoV-2 das Handeln der Bundes- und 
Landespolitik. Die Alarmierung der Be-
völkerung erfolgt täglich über die Bekannt-
gabe der Neuinfektionszahlen. Angst ist 
verbreitet. Die Menschen verlangen an-
gesichts des unsichtbaren Feindes nach 
Orientierung. Die Politik aber bietet Buß-
gelder, Ausgangssperren, Beherbergungs-
verbote, Reiseverbote, Veranstaltungs-
verbote und sogar Aufforderungen an die 
Bürger, gegebenenfalls Meldung bei den 
Behörden zu erstatten. 

Die Angst ist groß und je größer die 
Angst, umso ausgeprägter die Bereit-
schaft zum Gehorsam. Wir müssen je-
doch mit dem Virus leben! 

Kollektiver Vorruhestand ist keine Op-
tion! Positive Botschaften, die die Men-
schen begründet aufmuntern und ihnen 
berechtigt, trotz Pandemie, die Angst 
nehmen, sind jetzt gefragt.

Die Politik muss deshalb Perspektiven 
aufzeigen! Die Politik muss die Führung 
übernehmen!

Dazu gehört eine digitalisierte Infra-
struktur, die es dem Mittelstand erlaubt, 

mit der Geschwindigkeit mitzuspielen, 
die andernorts herrscht.
Dazu gehört eine drastisch reduzierte 
und entbürokratisierte staatliche Ge-
nehmigungsinfrastruktur (Beschäfti
gungsbremse im öffentlichen Dienst!), 
die es erlaubt, Stromtrassen, 5G-Mas-
ten, Schienenwege, Straßen, Flughäfen 
und Bahnhöfe, Wohnungen etc. in so 
kurzer Zeit zu errichten, wie dies unsere 
Konkurrenten tun. 
Dazu gehört die Abschaffung des Ver-
bandsklagerechts. Das Klagerecht von 
Verbänden ist die Vollbremsung für den 
Fortschritt. 
Dazu gehört Vertragsfreiheit im Arbeitsalltag 
und ein realistisches Arbeitszeitgesetz. 
Dazu gehört nicht ein Rechtsanspruch auf 
einen Homeoffice-Arbeitsplatz! 
Dazu gehört eine handlungsfähige Euro-
päische Union. 
Dazu gehört das Ende der hemmungs-
losen Finanzierung der Staatsver-
schuldung durch den Ankauf von Staats-
anleihen durch die EZB.
Dazu gehört die Bereitschaft, Spitzen-
und Höchstleistungen zu fördern, zu 
begrüßen und zu honorieren. Den bes-
ten Einstieg hierzu gewährleistet ein ge-
gliedertes Schulsystem, das jeden nach 
seinen Fähigkeiten fördert.

Dazu gehört ein Steuersystem, das 
Leistungswilligkeit belohnt.

Dazu gehört eine Umweltpolitik, die den 
technischen Fortschritt und nicht naive 
Ideologie zur Grundlage macht.

Es ist an der Zeit, ein unverwechselbares 
politisches Profil „mit einem Entwurf für 
die Zukunft“ herzustellen. Der Bürger hat 
die Zeichen der Zeit längst verstanden. 
Spätestens angesichts der täglich neuen 
Meldungen über Entlassungen.

Dr. Albrecht Geier  

Dr. Albrecht Geier, MIT-Landesvorstandsmitglied

MIT Land

Das Besondere ist unsere Stärke

Unser Unternehmen ist im Bereich des Sondermaschinenbaus auf die 
Fertigung von Prototypen und Serien für verschiedenste Anwendungsbereiche 
des Stahlbaus spezialisiert. Im Fräsbereich bearbeiten wir Schweißkonstruktionen 
für sämtliche Industriezweige.

Präzision und Bearbeitungsqualität sind nicht nur das Anforderungsprofi l 
unserer Kunden, sondern vor allem der Anspruch unseres Unternehmens.

Fräsen und Schweißen von 
Maschinenteilen bis zu Abmaßen von

x= 10.000 mm
y= 3.000 mm
z= 1.500 mm

Montagefertige Herstellung von 
Maschinenbauteilen bis 10t.

Wir freuen uns auf Ihre Anfrage. 

Brobeil GmbH&CoKG · Maschinenbau · Wolfgrubenstraße 7 · 88525 Heudorf · Tel 07371/9536-0 · www.brobeil-maschinenbau.de

Fräsen einer Linearführung an einem Ausleger
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„Hello Again!“

Liebe MIT-Streiterinnen und MIT-Streiter der 
MIT Baden-Württemberg,
es sollte wohl so geschehen: Drei Jahre 
nach dem – „altersgerechten“ - Umzug 
aus dem Kreis Konstanz in die „alte Hei-
mat“ am Mittelrhein bin ich wieder aktiv 
bei unserer MIT. Am 12. August 2020 
wählte die Mitgliederversammlung des 
Kreisverbandes der Mittelstands- und 
Wirtschaftsunion Bonn einen neuen Vor-
stand, dabei mich einstimmig zu ihrem 
Kreisvorsitzenden!
Nun gilt es für mich, wieder anzupacken, 
aufzubauen und MIT-Wirken zu organi-
sieren, dies nach den historisch schlech-
testen kommunalen Wahlergebnissen der 
CDU der Bundesstadt Bonn. Das geht 
natürlich nur mit der tatkräftigen Hilfe 
und organisatorischer Unterstützung 
meiner lieben Frau Renate! Viele MIT-
ler kennen uns ja seit Jahren: „immer im 
Doppelpack“, wie Andreas Jung MdB bei 

unserem Abschied aus Baden-Württem-
berg seinerzeit formulierte.
Auch wenn ich altersbedingt eigentlich 
im Ruhestand sein sollte, würde es mich 
maßlos ärgern, eine „ruhende MIT“ als 
Zuschauer zu begleiten, gerade in diesen 
merkwürdigen Corona-Zeiten.
In diesen Zeiten mit „Corona–Sozialis-
mus“, drohender „öko-diktatorischer 
Regierungspolitik“ und Staatsabhängig-
keit von Wirtschaft und Gesellschaft ist 
keine gesellschaftliche Schicht stärker ge-
fährdet als der Mittelstand, viele in ihrer 
Existenz! Konzerne haben in Deutsch-
land anscheinend immer noch Vorfahrt 
und Privilegien, von wettbewerblicher 
Kontrolle und finanzrechtlicher Kontrolle 
(siehe Wirecard) bis hin zu den massiven 
finanziellen staatlichen Hilfspaketen!
Na klar, die „Erste-Hilfe-Maßnahme“ des 
Staates bei Beginn der Corona-Pande-
mie war absolut richtig, auch danach die 
„Reha-Maßnahme“ zur Überbrückung! 
Dabei bleibt für uns Mittelständler un-
begreiflich, weshalb nicht als eine der 
allersten Maßnahmen die vorgezogene 
Fälligkeit der Sozialabgaben wieder ab-
geschafft wurde; ein solcher – seit Jahren 
versprochener Schritt – hätte sofort und 
unverzüglich die Bürokratiebelastung 
spürbar abgesenkt und die Liquidität aller 
Unternehmen verbessert, auch die In-
solvenz-Anfälligkeit reduziert. 
Ob die temporäre Absenkung des Mehr-
wertsteuersatzes wirklich hilft, muss 
sich noch herausstellen. Jedenfalls be-
deutet die zweimalige Kassenumstellung 
in sechs Monaten mehr Bürokratie und 
Zusatzkosten, denen in vielen Branchen 
keine Umsatzsteigerung zum Ausgleich 
gegenübersteht.
Stattdessen pflegen insbesondere Sozial-
demokraten und Grüne auf allen Ebenen 
eine ausgesprochene Misstrauenskultur, 
selbst gegenüber kleinen und mittleren 
Selbstständigen, ja, gegenüber jeglichem 
Unternehmertum.
Was bewirkt eine gesetzliche „Bon-
Pflicht“ ohne Ausnahmen auch für die 

kleinsten Ladengeschäfte trotz Pflicht zu 
amtlich zertifizierten elektronischen Kas-
sen? Die Antwort lautet: Frust bei Kun-
den und Mitarbeitern, zusätzliche Büro-
kratie und Umweltschäden, Verstetigung 
des Misstrauens gegenüber „der“ Wirt-
schaft und – wie man hört - steigende 
Umsätze bei SPD-nahen Herstellern von 
Thermopapier.
Mietendeckel und Enteignungsideologien 
führen nicht zu mehr und bezahlbarem 
Wohnraum, im Gegenteil!
Wo bleiben - gerade in diesen Zeiten - 
nachhaltige und wirksame Initiativen 
zum Entstehen privaten Wohneigen-
tums? Die Erhöhungen der Grund-
erwerbssteuer von 3,5 % (Bayern) auf 
bis zu 6,5 % (NRW) sowie regelmäßige 
kommunale Erhöhungen der Hebesätze 
der Grundsteuer B (auch der Gewerbe-
steuer) erschweren den Kauf privaten 
Wohneigentums und bremsen den Miet-
wohnungsbau. Warum dürfen die Dar-
lehenszinsen (Hypothekenzinsen) nur 
bei vermietetem, nicht aber bei selbst-
bewohntem Wohnraum steuerlich, also 
steuersenkend, geltend gemacht werden? 
Das war viele Jahre rechtens!
Wir erleben seit längerem eine Regierungs-
politik, die „auf Sicht fährt“, klare Strategien 
und konsequenten Handlungswillen ver-
missen lässt. Taktisches Verhalten prägten 
die Politik in Finanzkrise, Flüchtlingskrise 
und Energiewende bis hin zur Pandemie-
Krise. Die traditionelle Tugend des Sparens 
wird bestraft durch die Zinspolitik der EZB, 
de facto eine „Enteignung“ der auf Nach-
haltigkeit bedachten Steuerzahler. Wer 

Peter Ibbeken, ehem. Landesvorsitzender der MIT 
Baden-Württemberg

MIT Land
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spricht denn noch von dem „Target-Saldo“ 
der Deutschen Bundesbank gegenüber an-
deren EU-Ländern, vorwiegend im Mittel-
meer-Raum? Die Außenstände (Deutsch-
land ist Gläubiger!) haben unlängst 1.000 
Milliarden Euro übertroffen!
Wo gibt es Finanzminister/innen und 
kommunale Kämmerer, die sich bei ihren
Steuern und Abgaben zahlenden Bür-
gern/innen aufrichtig bedanken, wenn 
überhaupt?

Mit Hinweis auf die Corona-Pandemie 
werden extrem hohe neue Staatsschulden 
aufgenommen, deren Tilgung dann über 
25 Jahre verteilt werden soll. Wer kann 
denn sicher sein, dass es in den nächsten 
25 Jahren keine neue große Krise gibt? Es 
wird Zeit gekauft, die Belastungen auf die 
nächsten Generationen verschoben. 
Im Rheinland gibt es die Redewendungen: 
„Es ist noch immer gut gegangen“ und „Es 
kommt, wie es kommt“. Das beruhigt si-
cher subjektiv den rheinischen Frohsinn, 
aber hilft solcher Fatalismus wirklich ob-
jektiv weiter? Wohl kaum!
Selbst der Schweizer Ökonom Thomas 
Straubhaar argumentiert nun gegen den 
deutschen Hang zur Schwarzseherei mit 
einem Buch „Die Stunde der Optimisten. 
So funktioniert die Wirtschaft der Zukunft.“

Wie dem auch sei, nach „Erster Hilfe“ und 
„Reha“ in der Pandemie-Krise ist jetzt eine 
neue Offensive für das freiheitliche, rechts-
staatliche System der Sozialen Marktwirt-
schaft notwendig – mit Haftungsprinzip 
für alle Beteiligten. Die Zeit der Lippen-
bekenntnisse und der unverbindlichen 
Sonntagsreden muss vorbei sein, auch ein 
„Fahrplan“ reicht nicht mehr; dringend er-
forderlich ist ein konkreter Aktionsplan 
mit strategischer Qualität!
Wenn der Finanzminister aktuell sagt: 
„keine Steuersenkungen“ und der Wirt-
schaftsminister gleichzeitig äußert: 
„keine Steuererhöhungen“, bedeutet dies 
schlichtweg steuerpolitischer Stillstand, 
gegenseitige Blockade, weiter so!
Dabei würde nach einer aktuellen Studie 
schon der vollständige Wegfall des Solis 
Wachstum und allein im nächsten Jahr 
19.000 neue Jobs schaffen.
Also, liebe MIT-Streiterinnen und MIT-Strei-
ter, werdet aktiv, werdet offensiv, macht 
Euch landesweit hörbar und sichtbar!
Es geht jetzt um mehr als um Wohlstand, 
es geht um die freiheitliche, menschen-
würdige Gestaltung der Zukunft, unserer 
Zukunft und der unserer Kinder und Enkel! 
Ich bin dabei! Machen Sie MIT!

Ihr/Euer Peter Ibbeken�   

Der Kreisvorstand der MIT Bonn

MIT Land
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Interview mit Waldemar Westermayer MdB a. D. zur Aufblähung des Parlamentes in Berlin

Der neue Egoismus deutscher Parlamentarier

„Erst das Land, dann die Partei“ - dieser 
Spruch von Willy Brandt war verbunden 
mit der deutschen Wiedervereinigung, 
und er unterstützte dadurch die aus-
ladende Finanzierung durch Kanzler 
Helmut Kohl. Der baden-württember-
gische Ministerpräsident Erwin Teu-
fel verlängerte diese Sentenz mit „erst 
kommt das Land, dann die Partei und 
ganz zum Schluss die Person“ - noch am 
gleichen Tag gewann er die Wahl zum 
Ministerpräsidenten.
Dieser selbstlose Ansatz deutscher Poli-
tiker und richtigen Persönlichkeiten, 
die noch „Eier in den Hosen“ hatten, 
sind vorbei. Egoistisch wehren sich die 
Bundestagsabgeordneten gegen eine 
deutliche Reduzierung des Parlamentes, 
entsprechend der notwendigen Auf-
gaben zu besetzen. 
Bezogen auf den Mittelstand: Kein 
Unternehmen bläht seine Verwaltung 
auf - ohne Nutzen.
Um hier Licht ins Dunkel zu bringen, be-
fragt Christian Bangert (KV Ravensburg) 
unser Mitglied Waldemar Westermayer, 
Vorsitzender des Bauernverbandes Allgäu-
Oberschwaben, seit 30 Jahren Kreisrat und 
Stadtrat von Leutkirch und MdB a. D. 
 
Bangert: Herr Westermayer, wie kann es 
sein, dass unser Parlament immer größer 
wird?

Westermayer: Wir unterscheiden bei 
demokratischen Wahlsystemen im Wesent-
lichen zwei Varianten. Erstens, das Mehr-
heitswahlsystem, bei dem die einfache 
Mehrheit der Wahlkreise die Besetzung 
des Parlamentes festlegt. Zweitens das Ver-

hältniswahlsystem, welches wir in Deutsch-
land anwenden. Genauer gesagt ist es das 
personalisierte Verhältniswahlrecht. Dabei 
gibt es zwei Stimmen, die unabhängig von-
einander vergeben werden. Die Erststimme 
zählt für den Kandidaten im Wahlkreis, 
die Zweitstimme für die Partei und deren 
Landesliste. Je mehr Parteien die 5%-Hürde 
erreichen, desto mehr Ausgleichssitze gibt 
es und können zu einer Parlamentsgröße 
von über 800 Abgeordneten führen.
 
Bangert: Was bedeuten die Überhangmandate?
 
Westermayer: Überhangmandate be-
stehen, wenn eine Partei so wenige 
(Zweit-) Stimmen erhalten hat, dass ihr 
proportional weniger Mandate zustehen, 
als sie aufgrund von Direktmandaten er-
hielt. Diese Überhangmandate (für die feh-
lenden Stimmen) verbleiben bei der Partei.

Bangert: Kommt daher die Aufblähung des 
Bundestages?
 

Christian Bangert und Waldemar Westermayer MdB a. D. im Gespräch

MIT Land
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Westermayer: Ja, die Überhangmandate 
werden den Parteien garantiert. Gewinnt 
nun eine Partei mehr Direktmandate, als 
ihr nach dem Landesergebnis propor-
tional an Sitzen zustehen würde, gibt es 
noch sogenannte Ausgleichsmandate.
 
Bangert:  Wie viele Abgeordnete sind nötig, 
um ein arbeitsfähiges Parlament zu haben?
 
Westermayer: Im Deutschen Bundestag 
gibt es 23 ständige Ausschüsse, welche 
personell ausgewogen besetzt sein müs-
sen. Je nach Ausschuss fallen mehr oder 
weniger Arbeiten wie z. B. Gesetzes-
änderungen an. Die Ausschüsse sind mit 
momentan 13 bis 41 Mitgliedern besetzt. 
Um diese Arbeit zu gewährleisten, soll-
ten 550  - 600 Abgeordnete dem Deut-
schen Bundestag angehören.
 
Bangert: Das bedeutet, dass wir den 
Bundestag auf maximal 600 Abgeordnete 
reduzieren müssen. Derzeit haben wir 
709 Abgeordnete. Wie kann man dies 
umsetzen?
 
Westermayer: Indem man die An-
zahl der Wahlkreise von aktuell 299 
auf 280 sofort reduziert. Dies ent-
spricht dann 280 Abgeordneten. Dazu 
kommen noch 280 Abgeordnete, 
die im Verhältnis über die Listen in 
den Bundestag einziehen. Nachdem 
dabei auch Überhangmandate ent-
stehen, sind diese auszugleichen. Sind 
es weniger Direktmandate, gibt es 
auch weniger Überhangmandate, die 
ausgeglichen werden müssen. Diese 
sollen leider erst ab 2024 durch das 
Gesetz verändert werden. Ein kleiner 
Lichtblick hat das neue Wahlgesetz, 
dass Listenplätze erst ab dem 3. Aus-
gleichsmandat zum Zug kommen. Dies 
soll schon bei der Bundestagswahl 
2021 gelten. Jeder Abgeordnete, der 
zuviel im Parlament sitzt, kostet den 
Steuerzahler ca. 500.000 Euro im Jahr 
plus der zusätzlichen Büroräume mit 
Ausstattung, die zur Verfügung ge-
stellt werden müssen. 

Bangert: Was würde die Reduzierung für die 
CDU bedeuten? Ein Verlust von Mandaten?
Westermayer: Im Verhältnis der Direkt-
mandate bekommen die anderen Partei-
en einen Ausgleich. Das bedeutet, dass 

durch die Reduktion die CDU weniger 
Mandate erhält, aber im Verhältnis nichts 
verliert.
 
Bangert: Namhafte Politiker in Ent-
scheidungsfunktionen hängen die Fahne 
aus dem Fenster, um zu schauen, wo der 
Wind herkommt. Haben die keine eigene 
Meinung mehr?
 
Westermayer: Bei der heutigen media-
len Präsenz - und da zähle ich die Handy-
filmer dazu, muss man sehr vorsichtig 
sein, was man sagt. Vieles wird einem 
verdreht und erzeugt ein unwahres Bild 
in den Köpfen der Menschen, man tut 
sich sehr schwer, dieses wieder zurecht-
zurücken. Aber wir haben zu wenig mu-
tige Politiker, die einen klaren Kompass 
vorgeben. 
 
Bangert:   Fake News. Leider ist das ein 
Thema der heutigen Zeit. Dennoch brau-
chen wir Zugpferde, die den Acker ab und 
zu umgraben. Zurück zum Thema, man 
hört von einigen Politikern, dass bei Ver-
größerung der Wahlbezirke der Bürger-
bezug zum Abgeordneten schwieriger wird. 
 
Westermayer: Man kann einerseits die 
Termine topografisch intelligent ver-
binden, ohne kreuz und quer durch den 
Wahlkreis zu rasen - und ich erlaube 
hier an unseren Europaabgeordneten 
Norbert Lins zu verweisen, dessen 
Wahlkreis sich über Südwürttemberg-
Hohenzollern erstreckt. Er schafft das 
vorbildlich. Andererseits nimmt die 
digitale Technik immer mehr Einfluss 
auf unser Leben und auf das von Ab-
geordneten. Man muss sich damit be-
fassen. Das ist die Zukunft. 
 
Bangert: Vielen Dank für diese Informatio-
nen, Herr Westermayer.
 
Der Fortschritt digitaler Technik lässt 
sich in der Landwirtschaft besonders gut 
anschauen. Hier gilt Digitalisierung zur 
Arbeitsentlastung, zu mehr Tierwohl und 
effizientem Einsatz von Düngemitteln. 
Die MIT Ravensburg besucht einen 
Agrar-Hightech-Betrieb -  Bericht folgt. 

Christian Bangert,

christian.bangert@mit-ravensburg.de,

www.mit-rv.de  

MIT Land
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Alexander Weng hat im Jahr 2016 in einer 
Altersnachfolge die ESR Systemtechnik 
GmbH in Fellbach übernommen. Nach meh-
reren Stationen bei Industrieunternehmen 
ist er mit 42 Jahren den Schritt in die Selbst-
ständigkeit gegangen. Die ESR System-
technik GmbH ist 2009 gegründet worden 
als Systemintegrator für Prozessleittechnik. 
Seitdem hat sich der Mitarbeiterstamm ver-
doppelt und die Angebotspalette weiter 
diversifiziert. Neben der Prozessleittechnik 
ist heute das Software Engineering für Auto-
matisierungslösungen ein weiteres wichti-
ges Standbein, das kontinuierlich wächst. 
Wie viele KMU belegt auch die ESR System-
technik GmbH dabei Nischen z. B. mit Soft-
warelösungen für die Batch-Produktion im 
Life-Science- oder Food-Bereich. Als KMU 
kann ESR dabei flexibel auf Kundenwünsche 
eingehen und aus den Projekterfahrungen 
marktnah immer wieder Verbesserungen 
und Innovationen in die eigenen Produkte 
einfließen lassen. 

Alexander Weng,

alexander.weng@esr-systemtechnik.de, 

www.esr-systemtechnik.de  

Alexander Weng
Geschäftsführer
MIT Rems-Murr

„… ich mich für das Know-how von KMU, 
dem Rückgrat unserer Wirtschaft, ein-
setzen will und deren Förderung als Inno-
vatoren für unser Land gemeinsam voran-
treiben möchte.“

Nach dem Studium der Betriebswirt-
schaft war Christoph Klunker (45) lange 
Jahre als Unternehmensberater tätig 
- zunächst im Bereich des Informati-
ons- und Wissensmanagements, später 
in der internationalen Unternehmens-
entwicklung. Parallel studierte er Poli-
tik und promovierte anschließend zum 
Konservatismus. 2010 wurde er Mitglied 
der CSU und der Gesellschaft für Christ-
lich-Jüdische Zusammenarbeit. Er ist 
ausgebildeter Rettungssanitäter. Sein 
Interesse beschränkt sich nicht nur auf 
betriebswirtschaftliche Fragestellungen, 
sondern setzt auf die notwendige Ver-
einbarkeit von Wirtschaft, Umwelt und 
Gesellschaft. Seit letztem Jahr arbeitet er 
bei der G+L innotec GmbH in Laupheim 
und treibt dort die strategische und ope-
rative Ausweitung der Geschäftsaktivi-
täten in den Bereichen Wasserstoff und 
Brennstoffzellentechnik voran. Wohnsitz 
ist München.

Dr. Christoph Klunker,

c.klunker@gl-innotec.com  

Regine Schlossnickel leitet seit 2006 
erfolgreich das Kieser Training Studio in 
Pforzheim. Als eine der wenigen weib-
lichen Franchisenehmerinnen arbeitet 
sie täglich aktiv mit ihren Mitarbeiter/
innen daran, ihren Kunden zu mehr Kraft 
und Gesundheit zu verhelfen. Sie legt 
großen Wert darauf, stets einen persön-
lichen Kontakt zu ihren Kunden zu haben. 
Neben Triathlon und Tauchen engagiert 
sich Schlossnickel in der Region Pforz-
heim für den CityLauf. 
Die Marke Kieser Training wurde vor über 
50 Jahre von dem Urgestein des Kraft-
trainings, Werner Kieser, in Zürich ge-
gründet. Seine Frau Dr. Gabriela Kieser 
entwickelte als Ärztin die medizinische 
Kräftigungstherapie von Kieser Training, 
die speziell Beschwerden im Rücken und 
Nacken behandelt. Mittlerweile gibt es 
weltweit über 150 Studios, in denen neben 
qualifizierten Instruktoren auch Therapeu-
ten und ein Arzt die Mitglieder betreuen. 

Regine Schlossnickel,

regine.schlossnickel@kieser-training.com  

Dr. Christoph Klunker
Produktmanager - Business Development
MIT Biberach

Regine Schlossnickel  
Geschäftsführende Gesellschafterin 
MIT Enzkreis-Pforzheim

„... es im Grunde der Mittelstand ist, der 
langfristig Deutschlands wirtschaftliche 
Flexibilität, Arbeitsplätze und Wohlstand 
sichert.“

„... ich mich ehrenamtlich sehr gerne en-
gagiere und ich auf einen regen Austausch 
und Kommunikation in unserem Verband 
hoffe.“
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Dr. Susanne Eisenmann

Mit einem Zukunftspaket aus der Krise

Die Unternehmen in Baden-Württemberg haben unter der 
Corona-Krise besonders gelitten. Experten geht davon 
aus, dass die Wirtschaft im Land im Jahr 2020 um gut 7 % 
schrumpfen wird; 58 % der Unternehmen haben im August 
Kurzarbeit in Anspruch genommen. Im weiteren Verlauf 
der Wirtschaftskrise stellt sich für die betroffenen Arbeit-
nehmer und ihre Familie die Frage: Kehren sie aus der Kurz-
arbeit zurück in ihre Unternehmen oder landen sie in der 
Arbeitslosigkeit? Um diese schwierige Phase zu überbrücken 
und unsere wirtschaftlichen Strukturen so gut es geht zu er-
halten, haben der Bund und das Land zunächst Durchhalte-
pakete in noch nie dagewesener Höhe beschlossen. Jetzt 
geht es darum, die Wirtschaft wieder anzukurbeln und unse-
re Unternehmen auf dem Weg aus der Krise zu unterstützen. 
Hier hat der Bund schon wichtige und richtige Impulse ge-
geben. Das Land will unsere Wirtschaft zudem bei den gro-
ßen Zukunftsherausforderungen unterstützen und dafür 
sorgen, dass wir stärker aus der Krise kommen; deshalb in-
vestieren wir auf Initiative der CDU 1,2 Milliarden Euro in 
ein Zukunftspaket. Es besteht aus vier Schwerpunkten, die 
ich Ihnen gerne vorstellen will. 
 
Die Corona-Krise hat die finanziellen Spielräume vieler 
Unternehmen im Land stark eingeschränkt. Dennoch müs-
sen die Unternehmen gerade jetzt erheblich investieren, 
um sich angesichts der Chancen von Digitalisierung und 
Künstlicher Intelligenz zukunftsorientiert aufzustellen. Das 

Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin für Kultus, Jugend und Sport sowie CDU-Spitzenkandidatin

Landespolitik
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Herzstück des Pakets ist das 350 Millionen Euro schwe-
re Programm „BW Invest“. Dabei handelt es sich um ein 
einzelbetriebliches Investitionsprogramm, mit dem wir ins-
besondere marktgängige Zukunftsinnovationen fördern. 
Damit wollen wir dafür sorgen, dass Baden-Württemberg die 
Innovationsregion Nummer eins in Europa bleibt. Selbstver-
ständlich kann dies nur ein Schritt auf diesem Weg sein; die 
aus meiner Sicht dringend gebotene Unternehmenssteuer-
reform, ein Abbau von bürokratischen Hürden und eine 
Vereinfachung von Planungsprozessen sind weitere wich-
tige Schritte, die wir angehen müssen. Denn ich bin davon 
überzeugt: Die 2020er Jahre werden ein Schlüsseljahrzehnt, 
wer hier den Anschluss verliert, verabschiedet sich aus dem 
Kreis der führenden Volkswirtschaften.
 
Eine Herausforderung, vor der wir global stehen, ist die Erd-
erwärmung. Um den Ausstoß von CO2 weiter zu reduzieren, 
werden wir an Einsparungen auch im Verkehrssektor nicht 
vorbeikommen. Deshalb setzen wir in unserem Zukunfts-
paket alleine 283 Millionen für die Mobilität der Zukunft 
ein. Davon sollen 50 Millionen in einen Innovationscampus 
„Mobilität der Zukunft“ fließen. 30 Millionen sind für den 
weiteren Ausbau der Schnellladeinfrastruktur eingeplant. 
Besonders wichtig ist mir aber, dass wir uns bei dem An-
trieb der Zukunft nicht einseitig auf die batteriebetriebene 
Elektromobilität fokussieren. Deshalb fließen 30 Millionen 

Euro in die Wasserstoff-Infrastruktur und in die Entwicklung 
synthetischer Kraftstoffe. Die Herstellung neuartiger 
emissionsarmer oder sogar emissionsfreier Kraftstoffe ist 
eine große Chance für die Automobilindustrie im Land, weil 
wir damit unseren Vorsprung bei der Verbrenner-Techno-
logie ausspielen können. 
 
Digitalisierung und Künstliche Intelligenz betreffen aber 
nicht nur unsere Unternehmen. Auch die öffentliche Hand 
muss ihren Anteil an der Fortentwicklung und Nutzung 
dieser Zukunftstechnologien leisten. Deshalb investieren 
wir hier insgesamt 268 Millionen Euro. Davon fließen 100 
Millionen Euro zusätzlich in den Breitbandausbau, weitere 
50 Millionen Euro kommen der Digitalisierung der Schulen 
zugute. Darüber hinaus wollen wir einen Innovationspark 
Künstliche Intelligenz schaffen, der Forschung und Wirt-
schaft verbinden soll.
 
Den vierten Schwerpunkt unseres Zukunftspaketes bilden 
schließlich Investitionen in den Gesundheitsstandort Ba-
den-Württemberg in Höhe von 299 Millionen Euro. Damit 
investieren wir in eine krisenfeste Branche, die vor großen 
Entwicklungssprüngen steht. Zugleich stellen wir sicher, 
dass unsere Bürgerinnen und Bürger eine bestmögliche me-
dizinische Betreuung auch und gerade unter Pandemiebe-
dingungen erhalten.
 
Mit all diesen Maßnahmen wollen wir erreichen, dass Ba-
den-Württemberg die Corona-Krise nicht nur irgendwie 
übersteht, sondern gestärkt aus ihr hervorgeht. Damit hät-
ten wir dann auch dem bekannten Bonmot von Winston 
Churchill entsprochen: Lass niemals eine Krise ungenutzt 
verstreichen!

Dr. Susanne Eisenmann,

susanne.eisenmann@cdu-bw.de,

www.susanneeisenmann.de  
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 „Corona-Narben“ drohen 

Junge Menschen könnten die größten  
Verlierer der Corona-Pandemie werden.  
Dabei schienen ihnen vor Kurzem noch alle 
Möglichkeiten offenzustehen.

Bund und Länder investieren weiterhin 
Milliarden, um Unternehmen zu stützen 
und Arbeitsplätze zu sichern. Dennoch 
sind die Auswirkungen der Corona-Krise 
deutlich zu spüren. Im September 2020 
lag die Arbeitslosenquote in Deutsch-
land bei 6,2 %, im März lag sie noch bei 
5,1 %. Hoffnungen auf einen Herbstauf-
schwung am Arbeitsmarkt haben sich 
nicht erfüllt. Stattdessen stehen wir vor 
einer zweiten Infektionswelle mit un-
gewissem Ausgang. Die schlechte Lage 
auf dem Arbeitsmarkt wirkt sich vor 
allem auch auf die Arbeitsmarktchancen 
von jungen Menschen in unserem Land 
aus. Während sich Schulabgänger in den 
vergangenen Jahren den Ausbildungs-
platz praktisch aussuchen konnten, sieht 
die Situation inzwischen ganz anders aus. 
Im September waren in Baden-Württem
berg 32.559 Menschen unter 25 Jah-
ren und damit 11.430 beziehungsweise 
54,2 % mehr als im September 2019 
arbeitslos. Damit leiden sie deutlich stär-
ker als die Arbeitslosen insgesamt unter 
der Corona-Krise.

Wenn wir – und dazu zähle ich Politik und 
Wirtschaft gleichermaßen – die junge 
Generation in diesen schwierigen Zeiten 
hängen lassen, droht ein sogenannter 
„Scarring Effect“, der Narbenbildungs-
effekt, welcher nach der Finanz- und 
Wirtschaftskrise 2008 und 2009 gut 
erforscht worden ist. Dabei hat sich ge-
zeigt, dass Arbeitslosigkeit gleich zu 
Beginn des Berufslebens auch in den 
darauffolgenden Jahren dazu führt, 
dass man häufiger arbeitslos wird und 
weniger verdient als andere Jahrgänge. 
Dieses Forschungsergebnis sollten wir 
ernst nehmen. Während sehr gut quali-
fizierte junge Menschen ihren Weg auch 

nach der Krise gehen werden, werden 
Jugendliche mit schlechtem oder ohne 
Abschluss wesentlich schneller auf der 
Strecke zurückbleiben und sich als Lang-
zeitarbeitslose in unseren Arbeitsmarkt-
statistiken wiederfinden. Das birgt enor-
me soziale Sprengkraft.

Doch auch unseren Unternehmen dro-
hen langfristige Narbenbildungseffekte. 
Wenn wir jungen Menschen heute keine 
beruflichen Perspektiven aufzeigen, 
wenn wir ihnen keine Chancen eröffnen, 
sie ausbilden, weiterbeschäftigen und 
weiterbilden, fehlen uns morgen drin-
gend benötigte Fachkräfte. Die Berufs-
ausbildung ist ein erstklassiger Grund-
stein für eine erfolgreiche und sichere 
Zukunft, für jeden Einzelnen, aber auch 

für unsere Unternehmen – denn ohne 
Fachkräfte keine Innovationskraft und 
ohne Innovationskraft keine Wett-
bewerbsfähigkeit. Mit der Ausbildungs-
prämie für kleine und mittlere Unter-
nehmen hat die Bundesregierung auf 
die aktuelle Entwicklung reagiert. Es 
bleibt zu hoffen, dass dieses Angebot an-
genommen wird. Zusätzlich sollten wir 
genau beobachten, wie sich die Über-
nahmequoten in den Unternehmen ent-
wickeln und über spezielle Einstellungs-
fördermaßnahmen diskutieren. Ja, das 
kostet Geld. Die Frage ist aber, was es 
uns kostet, wenn wir nichts tun.

Fabian Gramling,

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,

www.fabian-gramling.de  

Fabian Gramling MdL, Sprecher für Arbeitsmarkt und Fachkräfte der CDU-Fraktion

Landespolitik
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Jetzt investieren,  
damit Baden-Württemberg stark bleibt –  
Herbstklausur der CDU-Landtagsfraktion

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier und Bayerns 
Ministerpräsident Markus Söder waren bei der zweitägigen 
Herbstklausur der CDU-Landtagsfraktion am 16. und 17. 
September zu Gast. Im Mittelpunkt stand die Beratung eines 
Investitionspakets in die Zukunft des Landes. Aus Infektions-
schutzgründen fand die Klausur in diesem Jahr erstmals „hy-
brid“ statt: die Abgeordneten konnten entweder persönlich 
in den Landtag nach Stuttgart kommen oder sich virtuell aus 
dem Homeoffice zuschalten. CDU-Fraktionschef Wolfgang 
Reinhart sagte: „Wir haben intensiv und konzentriert be-
raten und uns dabei auch für die kommenden Monate inhalt-
lich und strategisch aufgestellt.“
Beschlossen wurde unter anderem ein Positionspapier zum 
Handwerk, die Fraktion stellte sich auch klar hinter die von 
Innenminister Thomas Strobl entworfene Novelle des Polizei-
gesetzes und begrüßte die Pläne des Finanzministeriums zur 
Platzierung einer nachhaltigen Anleihe (Green Bond).

Fraktionsvorsitzender Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL bei der Herbstklausur der CDU

Landespolitik
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„Im Mittelpunkt der Klausursitzung stand allerdings die 
Frage, wie Baden-Württemberg stark aus der Corona-Krise 
kommt“, sagte Reinhart. Dem diente zum einen ein Aus-
tausch mit Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier, der 
für rund zwei Stunden aus Berlin der Tagung zugeschaltet 
war und mit den Abgeordneten über verschiedene Möglich-
keiten der Wirtschaftsförderung diskutierte. Zum anderen 
erörterte man auch mit dem bayrischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder ausführlich die Herausforderungen der Co-
rona-Krise und ihre wirtschaftlichen Folgen. Der Fokus lag 

dabei insbesondere auf den gemeinsamen Interessen Baden-
Württembergs und Bayerns als Automobilstandorte sowie 
als Hightech- und Exportländer. Söder warb dabei ebenfalls 
für Investitionen in strategische Zukunftsfelder. Reinhart 
dazu: „Baden-Württemberg und Bayern sind Deutschlands 
starker Süden. Wir müssen jetzt die Weichen stellen, dass 
wir auch in Zukunft gemeinsam stark bleiben.“
Gemeinsam mit ihrer Spitzenkandidatin, Kultusministerin 
Susanne Eisenmann, war sich die CDU-Fraktion auf der Klau-
sur einig, dass nach dem Rettungsschirm, der auf Initiative 
der CDU auch im Land aufgespannt wurde, es nun darum 
gehe, die Stärken des Landes gezielt zu stärken, damit Ba-
den-Württemberg auch in Zukunft wettbewerbsfähig blei-
be. „Wir dürfen uns jetzt nicht verzetteln, sondern müssen 
dynamisch in zukunftsträchtige Bereiche investieren“, so 
Eisenmann. „Dies ist nicht die Zeit für Kleinklein, sondern 
für kraftvolle Impulse.“
„Wir wollen im Nachtragshaushalt Investitionsschwer-
punkte setzen, und zwar in den Bereichen Digitalisierung, 

Infrastrukturen, Technologien von morgen und nachhaltige 
Mobilität“, erläuterte Reinhart. Zugleich werde man das 
Konjunkturpaket des Bundes passgenau für Baden-Würt-
temberg flankieren und verstärken. „Mit diesen Maßnahmen 
wollen wir mithelfen, Baden-Württemberg auf einen neuen, 
höheren Wachstumspfad zu bringen.“

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL,

post@cdu.landtag-bw.de,

www.cdufraktion-bw.de  

Ebenfalls zu Gast: Bayerns Ministerpräsident Markus Söder.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier zu Gast bei der Herbstklausur.

Blick auf die Abgeordneten während der Klausur.
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Mein Haus. Meine Welt.  

Mit meinem Architekten geplant.
Mit WeberHaus gebaut.

Form und Funktion, Idee und 
Umsetzung, Wohnen und 
Leben zu einer ästhetischen 
Einheit verschmelzen. Das 
ist unsere Vorstellung von 
frei geplanten Architekten-
häusern. Und Ihre? 
weberhaus.de
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Interview mit Thomas Neumann,  
Geschäftsführer der Finanzkanzlei am See

Wir gratulieren der Finanzkanzlei am See 
zur neuesten Auszeichnung als TOP-
100-Innovator. Wie genau zeigt sich diese 
Innovationskraft, für die Sie ausgezeichnet 
wurden?
	
Wir haben die Beratungs- und Ver-
waltungsprozesse der Finanzkanzlei am 
See GmbH in den vergangenen beiden 
Jahren konsequent digitalisiert. Dafür 
haben wir u. a. die Förderprogramme 
des Landes, um auch mit externen Be-
ratern dafür Projekte aufzusetzen. Die 
Innovation liegt hauptsächlich darin, die 
persönliche Beratung – die meines Er-
achtens in der Finanzberatung unerläss-
lich ist – mit einer digitalen Umsetzung 
zu verknüpfen. Wir können heute fall-
abschließend Kredite und Vermögens-
verwaltungen eröffnen, ohne ein Blatt 
Papier auszudrucken.

Mit Ihren IT-Lösungen wie z. B. einer 
Software, die den Immobilienverkauf be-
rechnet, kalkuliert und organisiert oder der 
Möglichkeit, auf digitalem Weg ein Wert-
papierdepot zu eröffnen oder eine Finanzie-
rung zu beantragen, sind Sie einer der we-
nigen Ihrer Branche. Wie schwierig ist dies, 
im Berufsalltag mit anderen Beteiligten 
umzusetzen?

Die Umsetzung in dieser Form ist sehr 
unkompliziert, da unsere Partner und 
Produktgeber (z. B. die Dr. Klein AG oder 
die Fürst Fugger Privatbank) im Grunde 
Vorreiter für technologischen Fortschritt 
in unserer Branche sind.

Welche Vorteile stellt die Digitalisierung für 
Sie und Ihre Kunden dar? 
	
Vorteile ergeben sich insbesondere in 
mehr Transparenz und Vergleichbarkeit. 
Häufig können Kunde und Berater mit glei-
chen Informationen ausgestattet Kondi-

tionen und Leistungen offen miteinander 
vergleichen. Außerdem gestalten sich 
digitale Prozesse effizienter und schnel-
ler bis hin zum Vertragsabschluss mittels 
digitaler bzw. elektronischer Unterschrift.

Inwiefern betrifft Sie die Corona-Pande-
mie und wie hat sich diese auf Ihr Geschäft 
ausgewirkt?

Die Corona-Pandemie hat für eine deut-
liche Ausweitung der Onlineberatung 
geführt. Sowohl Kunde als auch Berater 
haben hier aus der Not eine Tugend ge-
macht und nutzen mehr als zuvor die-
sen Weg. In der Finanzberatung ist aus 
unserer Sicht der persönliche Kontakt 
unerlässlich, wird jedoch durch digitale 
Beratung sinnvoll ergänzt. Das war und 
ist in Zeiten der Covid-19-Pandemie sehr 
hilfreich.

In einer der letzten Ausgaben haben wir als 
Schwerpunkt die Mobilität der Zukunft the-

Die Geschäftsführung der Finanzkanzlei am See: Christopher Schreiner, Achim Niess, Thomas Neumann 
und Bernd Schatz (von links)

Wirtschaft
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matisiert. Sind durch diese Trends (Smart 
Cities, Zunahme von mobilem Arbeiten 
oder Homeoffice) Änderungen auch in 
Ihrer Branche zu erkennen? 

Mobile Arbeitsplätze und Beratungs-
orte sind bei uns schon lange Alltag. 
Die Möglichkeit, aus dem Homeoffi-
ce zu arbeiten, wird von den meisten 
unserer Mitarbeiter genutzt. Im Zu-
sammenhang der vermehrten Nutzung 
von Homeoffice können wir aktuell 
noch keinen Trend hinsichtlich der 
Nachfrage von Immobilien feststellen. 
Da in diesem Zuge die unmittelbare 
Nähe von Wohn- und Arbeitsplatz an 
Bedeutung verliert, könnten die länd-
lichen Gebiete in der Peripherie der 
Städte in Zukunft am ehesten ver-
stärkte Nachfrage erwarten.

Auffallend ist Ihre Art und Weise, auch 
Persönliches (Familienstand, Hobbies 
etc.) über Ihr Team zu kommunizieren 
oder auch die Verwendung von sozialen 
Medien. Warum haben Sie diesen Weg 
eingeschlagen?

Die sozialen Medien stellen für uns eine 
weitere gute Möglichkeit dar, mit Kun-
den und Netzwerkpartnern offen und 
transparent zu kommunizieren. Außer-
dem stellt aus meiner Sicht die damit 
verbundene Strategie ein unerlässliches 
Werkzeug für ein überzeugendes Marke-
ting dar.

Wie beurteilen Sie den Wirtschaftsstand-
ort Baden-Württemberg?	

BW ist für uns ein perfekter Unter-
nehmensstandort, der hinsichtlich Wirt-
schaftskraft und Infrastruktur alles 
bietet, was für ein erfolgreiches Unter-
nehmertum notwendig ist. Außerdem 

arbeiten und leben wir gerne dort, wo 
andere Urlaub machen.

wifo@mit-lvbw.de  

Die Auszeichnung als TOP-100-Innovator wurde auch kulinarisch gefeiert. 

Wirtschaft
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Deutscher Mobilitätspreis 2020 

Vom innovativen Hybridfluggerät bis zu 
einer Software, die autonomes Fahren in 
greifbare Nähe rückt: Die zehn Sieger des 
Deutschen Mobilitätspreises 2020 stehen 
fest. Ganz nach dem Jahresmotto „intel-
ligent unterwegs: Gemeinsam. Vernetzt. 
Mobil“ beweisen die ausgezeichneten Pro-
jekte, wie digitale Vernetzung dabei hilft, 
Mobilität noch sicherer, effizienter und 
nachhaltiger zu gestalten. Erstmals wird im 
Rahmen des Deutschen Mobilitätspreises 
in diesem Jahr auch ein Sonderpreis für 
bürgerschaftliches Engagement im Mobili-
tätsbereich vergeben.
Andreas Scheuer, Bundesminister für 
Verkehr und digitale Infrastruktur: „Ich 
gratuliere allen Gewinnerinnen und Ge-
winnern! Mit euren smarten Innovatio-
nen für eine digitale und umweltfreund-
liche Mobilität schafft ihr eine gute 
Zukunft. Das ist der Machergeist, den wir 
in Deutschland wieder brauchen. Dafür 
danke ich euch.“ 

Dieter Kempf, Präsident des Bundes-
verbandes der Deutschen Industrie e. V. 
(BDI) und des Deutschland – Land 
der Ideen e. V.: „Spätestens in den 
vergangenen Monaten haben wir alle 
erlebt, wie wichtig tragfähige und 
innovative Konzepte für den Mobili-
tätssektor und damit unsere Gesell-
schaft sind. Deshalb möchte ich die 
diesjährigen Preisträger besonders 
beglückwünschen: Sie zeigen uns in 
diesen herausfordernden Zeiten, wo
rauf wir in Zukunft bauen dürfen.“ 
309 Unternehmen, Start-ups, For
schungseinrichtungen und Vereine 
haben sich um die Auszeichnung be-
worben, die in diesem Jahr zum fünften 
Mal vergeben wird. Eine Expertenjury 
aus den Bereichen Wirtschaft, Wissen-
schaft, Gesellschaft und Politik wählte 
die zehn besten Projekte sowie den 
Gewinner des Sonderpreises aus. Prä-
miert werden sie im November. 

Das sind die zehn Best-Practice-Ge-
winner des Deutschen Mobilitäts-
preises 2020: 
h-aero – rotate.float.fly: Ein innovatives 
Hybridfluggerät kombiniert die Vorteile 
einer Drohne und eines Ballons für den 
vielseitigen, sicheren Einsatz. Hybrid-
Airplane Technologies GmbH aus Ba-
den-Baden (Baden-Württemberg).
Fernride - A driverless future through 
teleoperation: Fernride ermöglicht 
mit seiner Teleoperationslösung, dass 
fahrerlose Fahrzeuge schon heute 
Realität werden. Fernride GmbH, 
München (Bayern).
Intelligente Fußgängerampel – Wahr
nehmungsbasierte, intelligente Ampel
steuerung: Eine kontaktlose Ampel-
steuerung hilft, Menschenansammlungen 
im Wartebereich von Fußgängerampeln 
zu vermeiden. Valeo Schalter und Senso-
ren GmbH, Driving Assistance Research 
Kronach (Bayern).
Upride - Fahrraddaten für die Planung: 
Ein Tracker sammelt Radverkehrsdaten 
über die Nutzung und den Zustand der 
Infrastruktur sowie Verkehrssicher-
heitsdaten, um Kommunen bei der In-
standhaltung und zukunftssicheren 
Planung der Radverkehrsinfrastruktur 
zu unterstützen. betternotstealmybike 
UG, Dachau (Bayern). 
Virtual City @ FMS: Die holistische Soft-
ware  Virtual City@FMS ermöglicht die 
Visualisierung und Simulation von Mobili-
tätskonzepten und verkehrlichen Schwer-
punkten. FMS Future Mobility Solutions 
GmbH, Gaimersheim (Bayern).
Carré Mobility: Carré Mobility bietet in-
telligente Mobilitätsangebote von und 
für die QuartiersCommunity. Carré Mo-
bility GmbH, (Berlin und Rüsselsheim 
am Main, Hessen). 
Der RXX – digital und optimal vernetzt: 
Mit intelligenter Wartung und Instand-
haltung werden die Lebenszyklen der 
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Rhein-Ruhr-Expresszüge verlängert und 
so der Service für Fahrgäste verbessert. 
Siemens Mobility (Erlangen, Bayern 
und Dortmund, Nordrhein-Westfalen). 
App beschleunigt Zugabfertigung von 
A bis Z: Mithilfe dieser App kann die 
Zugabfertigung papierlos direkt am 
Zug erfolgen. ZEDAS GmbH, Senften-
berg (Brandenburg). 
VMT Check-in/Check-out: Ein Wisch 
und los! Das Projekt ermöglicht eine 
unkomplizierte und intuitive Mobilität 
im öffentlichen Nahverkehr - immer 
zum günstigsten verfügbaren Preis. 
Verkehrsgemeinschaft Mittelthüringen 
GmbH, Erfurt (Thüringen). 
HubChain – Vernetzung von on demand 
Shuttle und Linien-ÖPNV: Das Projekt 
entwickelt und testet eine Software für 
die Vernetzung von On-Demand- und 
Takt-ÖPNV im ländlichen Raum. Stadt-
werke Osnabrück, Osnabrück (Nieder-
sachsen) und Kompetenzzentrum 
ländliche Mobilität (KOMOB), Wismar 
(Mecklenburg-Vorpommern). 

Sonderpreis gewinnt Netzwerk 
Women in Mobility 
Den erstmals in diesem Jahr vergebenen 
Sonderpreis für bürgerschaftliches 
Engagement im Mobilitätsbereich er-
hält das Netzwerk Women in Mobility 
(WIM). Die Jury begründet ihre Ent-
scheidung damit, dass sich Women in 
Mobility mit herausragendem Enga-
gement bundesweit dafür einsetzt, 

dass sich Frauen in der Mobilitäts-
branche auf allen Ebenen vernetzen 
und sichtbar werden. WIM möchte 
Frauen aus Unternehmen und Start-
ups, Organisationen und Verbänden, 
aus Medien und Politik eine Platt-
form sein – zum Netzwerken, für ge-
meinsame Projekte, Kooperationen 
und Austausch. Durch dieses Enga-
gement trägt das Netzwerk nach-
haltig zu einer vielseitigen, starken 
und modernen Mobilitätsbranche 
bei. Weiterführendes Material unter 
www.deutscher-mobilitätspreis.de/
presse 

Die Initiatoren: „Deutschland – Land 
der Ideen“ und BMVI 
Mit dem Deutschen Mobilitätspreis ma-
chen die Initiative „Deutschland – Land 
der Ideen“ und das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur 
intelligente Mobilitätslösungen und di-
gitale Innovationen öffentlich sichtbar. 
Die Deutsche Bahn und der VDV sind 
Partner des Wettbewerbs.

Linda Brandes,

brandes@land-der-ideen.de, 

www.land-der-ideen.de  

Der baden-württembergische Gewinner h-aero zero+ der Hybrid-Airplane Technologies GmbH
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Weshalb man in Geldangelegenheiten auf 
einen unabhängigen Vermögensverwalter 
(Honorarberater) vertrauen sollte

Auf der Suche nach dem Thema „Geldanlage“ findet man im 
Internet unzählige Informationen, Tipps oder Plattformen, um 
die eigene finanzielle Vorsorge selbst in die Hand zu nehmen. 
Kostenlose Finanz-Apps, Robo-Advisors etc.

Diese vermeintliche Ersparnis durch komfortabel wirkende 
elektronische Helferlein für die eigene Geldverwaltung kann 
jedoch leicht zu einem großen Misserfolg und damit zum Ver-
lust werden, wenn die nötige Erfahrung fehlt. Deshalb tut man 
sich aus vielerlei Gründen einen großen Gefallen, stattdessen 
einen unabhängigen Vermögensverwalter bzw. Honorarberater 
zu engagieren.

Denn ohne die entsprechende Erfahrung erkennt man meist 
erst später die Nachteile der eigenen Entscheidungen, ‒ um 
sich letztlich dann doch für die professionelle Lösung zu 
entscheiden. 

Gründe
Eine professionelle Vermögensverwaltung bei der Geldanlage 
ist in der Regel auch nachhaltiger:
-	 Sie kennt die relevanten Informationen.
-	 Sie hat die Übersicht über die Auswahlmöglichkeiten.
-	 Sie investiert gezielt und effektiv Zeit in das Thema.
-	 Sie hat fundierte Erfahrung damit.
-	 Sie verliert sich nicht in Ängsten oder Euphorien.

Auf diese Argumente gehen wir nun näher ein und erläutern, 
warum es sich lohnt, seine Zeit besser in die Suche nach einem 
hoch qualifizierten und vertrauenswürdigen Vermögensver-
walter zu investieren als in die selbstverwaltete Geldanlage.

Informationen
Durch die richtigen Informationen können wir fundierte Ent-
scheidungen treffen. Doch sie können uns auch überfordern 
und uns lähmen, wenn es viele widersprüchliche, oft subjektive 
Hinweise gibt. Zwar ist es wunderbar, so viele Informationen 
leicht verfügbar zu haben, doch können Informationen nicht 
immer gleich verstanden werden und auch unsere Fähigkeit zur 
Analyse gerät irgendwann an ihre Grenze.

Ein Vermögensverwalter hilft Ihnen dabei, eine Vielzahl von 
Informationsquellen zu analysieren, zu bewerten und die beste 
Entscheidung auf der Grundlage der individuell besprochenen 
Vorgehensweise zu treffen.

Lothar Eller, Geschäftsführer der Eller Consulting GmbH

Wirtschaft

HECO-Schrauben GmbH & Co.KG, Dr.-Kurt-Steim-Straße 28, D-78713 Schramberg 
Telefon: +49 (0)74 22 / 9 89-0, E-Mail: info@heco-schrauben.de

Qualität und Perfektion
von Profis für Profis.

HECO®-Schrauben 
Innovation.  
Vertrauen. 
Zukunft.
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Auswahl
Weltweit gibt es mehrere zehntausend Investmentfonds 
und ETFs, aus denen Sie als Anleger wählen können. Die 
Wahl eines Fonds aus diesem riesigen Kosmos benötigt 
selbstverständlich entsprechendes Fachwissen und eine 
Menge Erfahrung, denn die Details der angebotenen 
Finanzprodukte sind in der Breite für Laien nicht zu 
durchschauen.

Erfahrene Vermögensverwalter wissen durch eigene, gut ge-
prüfte Recherchen und aus verlässlichen Quellen, welche In-
vestitionen sich bewährt haben. Diese Investitionen können be-
stimmte Kriterien erfüllen – wie beispielsweise niedrige Kosten 
oder eine konstante Performance.

Zeit
Das Wissen um die Analyse von Unternehmensdaten oder 
um die Auswirkung finanzpolitischer Entscheidungen auf be-
stimmte Produkte kann sich theoretisch jeder aneignen. Doch 
wer hat dafür Zeit? Und wer hat die geeigneten Quellen dazu? 
Dies alles in der Tiefe zu erfassen und erfolgreich umzusetzen, 
mag nicht für jeden die geeignete Freizeitbeschäftigung sein.

Lieber widmet man sich den persönlich wichtigen Dingen im 
Leben und vertraut einem erfahrenen Finanzberater. Der ist 
dann in der Lage, einem die Freiheit zu verschaffen, mehr Geld 
zu verdienen und gleichzeitig mehr Zeit mit der Familie zu ver-
bringen. Und dann lohnt es sich auch, für seine gute Begleitung 
zu bezahlen.

Erfahrung
Es gibt gute Gründe, warum Sie Ihr Hausarzt an einen Facharzt 
überweist, wenn er für die Behandlung nicht ausgerüstet ist. Der 
Spezialist verfügt über besonderes Fachwissen, das Allgemein-
mediziner gar nicht haben können. Gleiches gilt für Finanzberater, 
die sich auf bestimmte Bereiche spezialisiert haben, um Sie zum Bei-
spiel bei Ihrer Rentenplanung unterstützen zu können, weil sie die 
Besonderheiten der staatlichen Rentenversicherung und ihre Aus-
wirkungen auf die soziale Absicherung kennen.

Emotionen
Selbst wenn man sich mit genügend Informationen versorgt hat, 
den Überblick über die Auswahl gewonnen hat, ausreichend 
Zeit hat und bei allem eine Menge Erfahrung gesammelt hat, ist 
die Gefahr noch längst nicht gebannt, sich in entscheidenden 
Situationen von den eigenen Emotionen beeinflussen zu lassen.

Seien es die verbrannten Finger an der Technologie-Aktien-Blase 
von 2000 oder die voreilige Änderung bei einer falschen Portfolio-
auswahl: Es ist ein bekanntes Phänomen, dass Euphorien oder 
Ängste viel zu häufig die Entscheidungen von Anlegern steuern. 
Menschen spüren den Schmerz des Geldverlustes viel stärker als 
die Euphorie des Geldverdienens. Einige Investoren können die 
Höhen und Tiefen der Aktienmärkte einfach nicht ertragen.

Ein erfahrener Berater kann dabei helfen, Verzerrungen zu er-
kennen, die leicht übersehen werden. Eine der Aufgaben eines 
Finanzberaters besteht darin, in schwierigen Zeiten einen küh-
len Kopf zu bewahren und dabei zu helfen, logische und ratio-
nale Entscheidungen zu treffen, anstatt auf den Bauch zu hören 
und den Panikknopf zu drücken.

Einen unabhängigen Vermögensverwalter finden
Wenn Sie durch diese Ausführungen nun zur Überzeugung ge-
kommen sind, Ihre persönlichen Finanzen besser in die Hände 
eines erfahrenen Beraters zu geben, stellt sich Ihnen mög-
licherweise die Frage, wie Sie einen solchen denn finden kön-
nen. Schließlich bedarf es bei aller Qualifikation eines großen 
Maßes an Vertrauen als Grundlage, bevor man jemandem die 
Verwaltung seiner Ersparnisse anvertrauen kann.

Hier empfehlen wir Ihnen den Artikel „Wie finde ich einen 
Honorarberater?“ auf unserer Webseite, in dem wir detailliert 
die Unterschiede der einzelnen Finanzberater-Typen erläutern 
und Ihnen gezielt Informationen an die Hand geben, um sich in 
diesem Dschungel an Experten selbstbewusst Ihre eigene Mei-
nung bilden zu können.

Lothar Eller,

info@ellerconsulting.de,

www.ellerconsulting.de  

Wirtschaft
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Die Auswirkungen der Corona-
Pandemie auf den Binnenmarkt

Als die Corona-Krise uns in Europa im 
März/April hart getroffen hat, haben die 
Mitgliedstaaten an vielen Stellen mit Einzel-
maßnahmen versucht, das Schlimmste 
zu verhindern. Europäische Koordination 
und Kooperation wurde hintenangestellt. 
Ausfuhrbeschränkungen für Medizinaus-
rüstung wurden verhängt und Grenzen 
wurden geschlossen. 
 
Für unseren gemeinsamen Binnenmarkt hat-
ten vor allem die Grenzschließungen schwer-
wiegende Auswirkungen. Der Warenverkehr 
wurde erschwert, es gab lange Staus an 
den Grenzen und auch der Dienstleistungs-
verkehr wurde behindert. Plötzlich war es 
der Krankenschwester aus Frankreich nicht 
mehr einfach möglich, über die Grenze zu 
ihrem Arbeitsort in Deutschland zu kommen 
und andersrum. In den ersten Wochen der 
Krise wurde der Binnenmarkt vergessen und 
die Vorteile, die uns der Binnenmarkt bringt, 
wurden hintenangestellt. 
 
Dabei sollten wir gerade in Krisenzeiten auf 
den Binnenmarkt setzen! Kein Mitglied-
staat kann sich alleine mit Pharmazeutika, 
Medizinprodukten und essenziellen Lebens-
mitteln versorgen. Unsere Produktion ist 
über Grenzen hinweg vernetzt. Rohstoffe für 
die Herstellung wichtiger Produkte kommen 
teils aus Drittstaaten, die verschiedenen 
Produktionsschritte finden dann an unter-
schiedlichen Orten in Europa statt. Wenn 
wir diese Produktketten und Lieferketten 
durch Grenzschließungen behindern, scha-
den wir uns letztlich gerade in Krisenzeiten 
nur selbst. Gerade in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten brauchen wir den Binnen-
markt. Unser gemeinsamer Binnenmarkt 
ist die Grundlage für unseren Wohlstand in 
Europa. Etwa 60 % des gesamten Handels 
der EU-Mitgliedstaaten entfallen allein auf 
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten. 
Durch Grenzschließungen stellen wir dies in 
Frage und auch das NextGenerationEU-Wie-
deraufbaupaket kann seine volle Wirkung 
nicht entfalten, wenn wir nicht auf unsere 
gemeinsame wirtschaftliche Grundlage - 
den Binnenmarkt - setzen können.

Auch das Virus lässt sich nicht aufhalten 
durch Grenzschließungen. Selbstverständ-
lich ist es sinnvoll, einzelne Regionen abzu-
riegeln, wo die Infektionszahlen besonders 
hoch sind. Diese sollten aber je nach Fall-
zahlen definiert werden und nicht nach 
Ländergrenzen. Das Virus macht keine 
Unterscheidung zwischen Nationalitäten 
und macht auch nicht an Ländergrenzen 
Halt. 
 
Was wir lernen müssen aus der Krise, ist: 
Einzelmaßnahmen der Mitgliedstaaten darf 
es nicht mehr geben. Grenzschließungen 
dürfen in unserem gemeinsamen Binnen-
markt nicht vorkommen. Denn die Folge 
ist, dass Grenzregionen, die in einem 
grenzüberschreitenden gemeinsamen 
Wirtschaftsraum vernetzt sind, besonders 
leiden und Unternehmen sich künftig über-
legen werden, ob sie sich tatsächlich in 
Grenzregionen niederlassen, die potenziell 
in Krisenzeiten benachteiligt sind.
 
Auch jetzt, wo die Grenzen zwar wieder 
offen sind, wir uns aber mitten in der zwei-
ten Welle der Corona-Infektionen in Europa 
befinden, gibt es mehr Bedarf für bessere 
Koordinierung im EU-Binnenmarkt. Die Be-
drohung durch das Virus ist überall gleich. 
Im Binnenmarkt sollten daher auch die 
Maßnahmen gegen die Ausbreitung des 
Virus abgestimmt werden. Das Europäische 
Parlament hat in einer Resolution gefordert, 
sicherzustellen, dass einheitliche Risikoein-
schätzungen gelten. Die Bestimmung eines 
Gebietes als „Corona-Risikogebiet“ sollte in 
der gesamten EU auf Grundlage der gleichen 
Kriterien festgemacht werden und daher 
in allen Mitgliedstaaten gleich sein. Zudem 
sollten in allen Mitgliedstaaten einheitliche 
Quarantäne-Regeln für Rückkehrer aus 
Risikogebieten gelten. Hinzu kommt, dass 
wir dringend eine Interoperabilität zwischen 
den Corona-Warn-Apps sicherstellen müs-
sen. In Grenzregionen haben manche Bür-
ger bisher mehrere verschiedene Apps auf 
ihrem Handy, um gewarnt zu werden, falls 
sie mit einer positiv auf Corona getesteten 
Person Kontakt hatten. Es ist bedauerlich, 

dass die Mitgliedstaaten sich nicht auf eine 
gemeinsame europäische App einigen konn-
ten. Zumindest die Interoperabilität zwi-
schen den verschiedenen Apps sollte aber 
nun sichergestellt werden. 
 
Es ist zwar positiv, dass pauschale Grenz-
schließungen aufgehoben wurden, aber 
solche unkoordinierten Maßnahmen im 
Binnenmarkt stellen auch Hindernisse dar 
für den Binnenmarkt. Sie behindern den 
freien Warenverkehr, den Dienstleistungs-
verkehr und machen darüber hinaus auch 
Reisenden das Leben schwer. Hier müssen 
wir noch mehr Koordinierung erreichen!
 
Auf lange Sicht ist es wichtig, dass wir uns 
künftig besser für solche Krisen wappnen. 
Wir brauchen eine neue Richtlinie zu grenz-
überschreitenden kritischen Infrastrukturen. 
Wir müssen sicherstellen, dass unser Binnen-
markt auch in Pandemiezeiten einwandfrei 
funktioniert, damit jederzeit Medikamente, 
Schutzausrüstung und Lebensmittel über-
all in der EU verfügbar sind. In kritischen 
Sektoren wollen wir nicht von Drittländern 
abhängig sein, sondern nur von unseren 
europäischen Mitgliedstaaten. In kritischen 
Sektoren sollten wir in der Lage sein, jederzeit 
eine große Verfügbarkeit von Produkten in 
ganz Europa zu gewährleisten. Die Richtlinie 
sollte dabei helfen, den freien Warenverkehr 
und den freien Dienstleistungsverkehr auch 
in Krisenzeiten sicherzustellen. Wir brauchen 
zudem eine Überarbeitung der Schengen-
Regeln, so dass Grenzschließungen auch in 
Krisenzeiten nicht mehr vorkommen.

Andreas Schwab MdEP, 

post@andreas-schwab.de, 

www.andreas-schwab.de  

Europa

 Andreas Schwab MdEP, stv. Vorsitzender der 
CDU/CSU-Gruppe sowie Sprecher im Ausschuss 
für Binnenmarkt und Verbraucherschutz
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Sozialversicherungs-
pflicht von GmbH- 
Geschäftsführern

Geschäftsführer einer GmbH sind nicht deren Arbeitnehmer. 
Allerdings wird im Sozialversicherungsrecht der Begriff des 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten eigenständig aus-
gelegt, so dass arbeitsrechtliche Definitionen nicht eingreifen. 

Entscheidend für die Sozialversicherungspflicht ist nach § 7 SGB 
IV eine „nichtselbständige Arbeit“, wobei als Anhaltspunkt eine 
Tätigkeit nach Weisungen und die Eingliederung in die Arbeits-
organisation gilt. Nach der sozialgerichtlichen Rechtsprechung 
liegt eine Weisungsbefugnis nicht nur bei Weisungen von Vor-
gesetzten vor, sondern auch, wenn die Gesellschafterver-
sammlung befugt ist, dem Geschäftsführer Weisungen zu erteilen.

Neues Urteil erstritten
Das Bundessozialgericht hat in einer von uns erstrittenen, 
neuen Entscheidung vom 08.07.2020 für eine besondere Kon-
stellation entschieden, dass Fremdgeschäftsführer einer GmbH 
in einer besonderen Konstellation nicht als sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte gelten (BSG, Urteil vom 08.07.2020, Az. 
B 12 R 26/18 R). 

Das Urteil stellt eine Ausnahme zu der generellen Tendenz der 
sozialgerichtlichen Rechtsprechung dar, in welcher die Sozial-
versicherungspflicht von GmbH-Geschäftsführern bejaht wird, 
sofern diese nicht zugleich als Gesellschafter beherrschenden 
Einfluss auf die Gesellschaft ausüben. 

Änderung der „Kopf-und Seele-Rechtsprechung“
Bis zum Jahr 2014 vertrat das BSG die sogenannte „Kopf-und-
Seele-Rechtsprechung“. Hierunter wurde verstanden, dass ein 
Geschäftsführer, der zugleich Minderheitsgesellschafter einer 
GmbH war, dann als sozialversicherungsfrei anzusehen ist, 
wenn er über informelle Wege einen maßgeblichen Einfluss auf 
die Geschicke des Unternehmens nehmen kann, er also „Kopf 
und Seele“ des Unternehmens ist. Diese Rechtsprechung zielte 
vor allem auf Fremdgeschäftsführer von Familienunternehmen 
ab, die mit den Gesellschaftern familiär verbunden sind.

Im November 2015 änderte das BSG diese Sichtweise und 
stellt seither auf die rechtlichen Einflussmöglichkeiten des 
Geschäftsführers auf die Gesellschafterversammlung ab. Be-
gründet wurde dies damit, dass von einer Weisungsfreiheit 
nur dann die Rede sein könne, wenn auch im Falle eines fami-
liären Zerwürfnisses der Geschäftsführer den maßgeblichen 
Einfluss behält. 

Ein Gesellschafter-Geschäftsführer ist nach dieser seit 2015 gel-
tenden Rechtsprechung sozialversicherungspflichtig beschäftigt, 

wenn er nicht aufgrund einer sich aus dem Gesellschaftsvertrag er-
gebenden Rechtsmacht Weisungen an ihn selbst verhindern oder 
Beschlüsse beeinflussen kann, die sein Anstellungsverhältnis be-
treffen (so BSG 19.09.2019 – B 12 R 25/18 R). 

Nach dieser Rechtsprechung sind Geschäftsführer dann nicht 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt, wenn sie entweder 

RA Dr. Martin Scheuing, Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht

Gesetzesnews

www.dienerrapp.de

Eloxalbetrieb GmbH & Co. KG
Junkerstraße 39 
78056 VS-Schwenningen

Telefon  0 77 20 / 95 64 02 
Telefax  0 77 20 / 95 64 03

info@dienerrapp.de
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durch Eloxierung und 
Chromatierung.
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Gesetzesnews

Zur Verstärkung unseres Teams suchen wir für unser Mitgliedermagazin Wirtschaftsforum zum nächstmöglichen 

Zeitpunkt einen Beauftragten (m/w/d) für die Unterstützung der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. 

                 Ihre Aufgaben: Anzeigenberatung und Verkauf. 
Unsere Zeitschrift, das Wirtschaftsforum, wendet sich an den politisch interessierten und engagierten Mittelstand 
sowie hochrangige Vertreter aus Politik und Gesellschaft. Mit Ihrem Engagement haben Sie die Möglichkeit, diese 
Arbeit zu unterstützen und weiterzuentwickeln.

Ihre Aufgaben: 
• Eigenverantwortliche Kundenakquise bei mittelständischen Unternehmen in BaWü 
• Eigenständige Vermarktung unserer Werbeflächen
• Entwicklung innovativer Vertriebs- und Medienkonzepte und Umsetzung in einem motivierten Team
• Selbstständige Terminierung

Sie verfügen idealerweise über:
• Erfahrungen im Bereich Direktvertrieb
• Eine selbstständige, kommunikative und abschlussorientierte Verkäuferpersönlichkeit
• Kenntnisse in politischen und ökonomischen Zusammenhängen und Identifikation mit den Zielen der MIT
• Motivation, Flexibilität, Ehrgeiz und eine hohe Leistungsbereitschaft
• Einen Führerschein und einen eigenen Pkw

Was bieten wir:
• Eine attraktive und leistungsbezogene Vergütung
• Freundliches Arbeitsklima, flexible Arbeitszeiten und eine flache Hierarchie
• Eine hohe Eigenverantwortung
• Ein spannendes und vielfältiges Aufgabenspektrum im Vertrieb direkt 
       in Ihrer Region

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG

Ihre aussagekräftige Bewerbung senden Sie bitte an: 
MIT Baden-Württemberg
Landesgeschäftsführerin Ulla Müller-Eisenhardt
Stammheimer Str. 10 
70806 Kornwestheim
E-Mail: mueller-eisenhardt@mit-bw.de

Mehrheitsgesellschafter sind oder im Gesellschaftsvertrag eine 
Sperrminorität vereinbart ist, kraft deren der betreffende Ge-
sellschafter-Geschäftsführer einen Gesellschafterbeschluss 
verhindern kann. 

Neue Entscheidung vom 08.07.2020
In der neuen Entscheidung vom 08.07.2020 urteilte das BSG, 
dass die Rechtsmacht, maßgeblichen Einfluss auf Gesellschafter-
beschlüsse ausüben zu können, sich auch daraus ergeben kann, 
dass der Geschäftsführer aufgrund einer hinreichenden Kapital-
beteiligung (ggf. mit umfassender Sperrminorität) an einer 
Muttergesellschaft der GmbH in der Lage ist, Einfluss auf den 
Inhalt von Beschlüssen der GmbH-Gesellschafterversammlung 
zu nehmen. 

Der Sachverhalt in dem Fall lag so, dass der Geschäftsführer 
über eine Konzernstruktur eine mittelbare Beteiligung an der 
GmbH hielt, jedoch nicht unmittelbar Gesellschafter war. Allein-
gesellschafterin war vielmehr eine GmbH & Co. KG mit der Folge, 
dass der Geschäftsführer reiner Fremdgeschäftsführer war. 

Diese Entscheidung stellt eine Ausnahme in der Rechtsprechung 
des BSG dar. Die grundlegende Tendenz des BSG, die Sozialver-
sicherungspflicht von Geschäftsführern zu bejahen, dürfte sich 
aber auch in Zukunft fortsetzen. 

Dr. Martin Scheuing,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu  
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

AMMA Alfred Müller GmbH & Co. KG	
	 www.amma-online.de

Angora Moden GmbH	
	 www.angora-moden.de

AP&S International GmbH	
ww.ap-s.de

AUDAX-Keck GmbH	
	 www.audax.de

Lothar Bix GmbH	
	 www.bix-lackierungen.de

Textilmietservice Blache GmbH & Co.KG	
	 www.textilmietservice-blache.de

Breinlinger Ingenieure Hochbau GmbH	
	 www.breinlinger.de

Brobeil Maschinenbau GmbH & Co. KG	
	 www.brobeil-maschinenbau.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG	
	 www.buehler-stahlbau.de

Derichsweiler Umzüge Lagerung Service 
GmbH & Co. KG	

	 www.derichsweiler.com

DIENER & RAPP GmbH & Co. KG  
Eloxalbetrieb	

	 www.dienerrapp.de

Artur Farr GmbH + Co. KG Feinmechanik	
	 www.farr-feinmechanik.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	
	 www.gmt-gmbh.de

GUK-Falzmaschinen,  
Griesser & Kunzmann GmbH & Co. KG	

	 www.guk-falzmaschinen.de

HECO-Schrauben GmbH & Co. KG	
	 www.heco-schrauben.de

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG	
	 www.aetztechnik-herz.de

Infinex Group	
	 www.infinex-group.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH	
	 www.kammerer-gewinde.de

Kärcher Tresorbau GmbH + Co. KG	
	 www.kaercher-tresorbau.de

Maier Werkzeugmaschinen  
GmbH & Co. KG	

	 www.maier-machines.de

Kärcher-Center Milkau GmbH	
	 www.kaerchercenter-milkau.de

Rübezahl Schokoladen GmbH	
	 www.rk-schoko.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG	
	 www.gebrueder-rueckert.de

Satek GmbH	
	 www.satek.de

SBS-Feintechnik Burger Group	
	 www.burger-gruppe.com

Schnaithmann Maschinenbau GmbH	
	 www.schnaithmann.de

SchwörerHaus KG	
	 www.schwoererhaus.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei	
	 www.sixt-gmbh.de

Walter Söhner GmbH & Co. KG	
	 www.soehnergroup.com

Stingel Consulting GmbH	
	 www.stingel-consulting.de

TachoControl DATA GmbH	
	 www.tachocontrol-data.eu

Karl Uhl GmbH & Co. KG	
	 www.uhl-beton.de

WEBA GmbH & Co.	
	 www.weba-medizintechnik.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	
	 www.weberhaus.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 	
	 www.wiesbauer.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Lassen Sie sich
 in unseren 

Schokoladencafés
verwöhnen!

Gubor Schokoladencafé & Shop

Bahnhofstraße 28, 73728 Esslingen

Kaiserstraße  158, 76133 Karlsruhe

www.guboroutlets.de • www.gubor.de

Gubor-Shop: Unsere 

Weihnachtsprodukte

sind wieder da!
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


